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Gesetz 

über die Agrarberichterstattung 
{Agrarberichterstattnngsgesetz — AgrBG) 

Vom 15. November 1974 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
r^ltes das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Im Geltungsbereich dieses Gesetzes wird, begin¬ 
nend mit dem Jahr 1975, in jedem zweiten Jahr 
(Berichtsjahr) eine Agrarborichterstattung als Bun¬ 
desstatistik durchge führt. 

§2 

(1) Die Agraiberichlerstattung besteht aus: 

1. Grundprogramm, 

2. Ergän zun gsp ro {\ r a m m , 

3. Zusatzprogramm. 

(2) Angaben zu staUsi.isdien Erhebungen, die für 
die AgrarbGrichterstallung auf bereitet werden, sind 
betriebs weise zusammen zu füh rtm. 

(3) Für die Agrarberichierstattung werden die An¬ 
gaben zu statistischen Erhebungen verwendet von 
Betrieben 

1. mit einer la7ulwirtsc:hafttich, forstwirtschaftlich 
oder fisch wirtschaftlich geniil/ten Fläche von je¬ 
weils mindestens 1 Hektar, 

2. mit einer landwirtschaftlich genutzten Fläche un¬ 
ter 1 Hektar ein schließlich der Betriebe ohne 
]and wirtschal t] ich genutzte Fläche, deren natür¬ 


liche Erzeugungseinheiten mindestens dem durch¬ 
schnittlichen Wert einer jährlichen landwirt¬ 
schaftlichen Markterzeugung von 1 Hektar land¬ 
wirtschaftlich genutzter Fläche im Geltungsbe¬ 
reich dieses Gesetzes entsprechen. 

§3 

(1) Für das Grundprogramm (§ 2 Abs. 1 Nr. 1) 
werden die Angaben zur 

1. Bodennutzungsvorerhebung nach § 3 des Geset¬ 
zes über Bodennutzungs- und Ernteerhebung, 

2. Bodennutzungshaupterhebung nach § 4 des Ge¬ 
setzes über Bodennutzungs- und Ernteerhebung, 

3. Kennzeichnung des Betriebes nach § 11 des Ge¬ 
setzes über Bodennutzungs- und Ernteerhebung, 

4. allgemeinen Viehzählung nach § 1 des Viehzäh¬ 
lungsgesetzes, 

5. Arbeilskräfteerhebuiig in der Landwirtschaft 
nach den §§ 1 und 2 des Gesetzes über eine Sta¬ 
tistik der Arbeitskräfte in der Land- und Forst¬ 
wirtschaft 

übernommen. 

(2) Die Angaben nach Absatz 1 Nr. 1 bis 4 werden, 
unbeschadet von § 15 Nr. 1, den Erhebungen des 
Berichtsjahres, die Angaben nach Absatz 1 Nr. 5 
dem letzten Halbjahr des Vorjahres und dem ersten 
Halbjahr des Berichtsjahres entnommen. 
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§4 

(1) Für (las Frgün/,iingsj)rogiainm (§ 2 Abs. I Nr. 2) 
w (‘ rd e n f o i g e n d (‘ I’a 11) (^ s i ä n d e e r h o b e n: 

1. Merknicdo zur Kei)n/{uchnung, zur Rechtsstellung 
und zu süzialökonornjschcMi Verhältnissen der 
Betriebe, BuchfiihriiDg, 

2. BesitzverhcÜtnisse und ihici)!j)r(jise, Grundstücks¬ 
verkehr und -])reise, 

3. Erwerbs- und Untei-|ialtsc|U(d[en. 

(2) Die Tatbeslaiuk' des Absal/t^s 1 werden in. je¬ 
dem Berichtsjahr, beginnend 1975, erhoben. 

(3) Die Tatbestandf' tles A!)sa!'/es 1 Nr. 1 werden 
in allen Betrieben nac h ^ 2 .Abs, 3,, die Tatbestände 
des Absalzc^s 1 Nr. 2 und 3 \a erden repräsentativ in 
80 000 bis höchstens 100 000 dic'ser Bclriebe erhoben. 

(4) Der Bundesininister für Grnälirung, Landwirt¬ 
schaft und Forsten wird <n'niäc;hngt, durch Rechts- 
verordnuny mit Zustimnuing des Bundesrates ein¬ 
zelne Tatbestände des Erganzungsprogranimes 

1. wegfallen zu lassen oder vorübergehend auszu¬ 
setzen, wenn und soweit die Ergebnisse für die 
.AgrarberichterstaIlung nicht erforderlich sind, 

2. durch andere zu ersetze tu wcnrn. und soweit das 
zur DurchführiDKj sitalistischer Vorhaben der 
Europäischen Gcnneinschcdlcm oder zur Wahrneh¬ 
mung anderer öiferdliclier Aufgaben erforderlich 
ist; die Tatbestände,, die andere ersetzen, sind 
nach Art und Umfang aut das notwendige Maß 
zu bersch ranken und so zu gestalten, daß sie die 
Auskunttspflich(igc;n tnöglichsf wenig belasten. 

(5) Die Tatbestände des Ergänzungsprogrammes 
sollen, soweit möglich, in Verbindung mit den An¬ 
gaben für das Grunclprogramm (uhobon werden. 

(6) AuskunftspfJichtig für das Ergänzungspro- 
gramm sind die Inhaber und Lciitir der Betriebe nach 
§ 2 Abs. 3 sowie ihre Familienangehörigen für die 
sie betreffenden Erhebungstatbestände. 

§5 

(1) Für das Zusatzprogramm (§ 2 Abs. 1 Nr. 3) wer¬ 
den über die §§ 3 und 4 hinaus als zusätzliche Tat¬ 
bestände die wirtschaftlichen, organisatorischen, 
technischen und baulichen Verhältnisse der Betrie¬ 
be, die Ausbildung und Beratung des Betriebsinha¬ 
bers sowie der Betriebserd wicklungsplan erhoben, 
Diese Tatbestände werden, beginnend 1975, reprä¬ 
sentativ in 10 000 bis höchstens 100 000 Betrieben 
erhoben. 

(2) Der ßundesminister für Ernährung, Landwirt¬ 
schaft und Forsten wird ermächtigt, durch Rechtsver¬ 
ordnung mit Zustimmung des ßundesrates, unbescha¬ 
det von § 15 Nr. 3, zu bestimmen 

1. den Umfang des Zusatzprogreunmes und nähere 
Einzelheiten zu dessen Talbeständen; der Um¬ 
fang des Zusatzprogrammes ist auf das notwen¬ 
dige Maß, höchstens aber aut ein Drittel der Tat¬ 
bestände nach Absatz 1 zu beschränken und so 
zu gestalten, daß die Auskunftspflichtigen mög¬ 
lichst wenig belastet werden; 


2. in dem durch Absatz 1 Satz 2 gesetzten Rahmen 
den Erhebungszeitpunkt und den Auswahlsatz 
des Zusatzprogrammes; diese Festsetzungen sind 
so zu gestalten, wie es zur Durchführung statisti¬ 
scher Vorhaben der Europäischen Gemeinschaf¬ 
ten oder zur Wahrnehmung anderer öffentlicher 
Aufgaben erforderlich ist. 

(3) § 4 Abs. 5 und 6 gilt entsprechend. 

§6 

Die Ergebnisse der Agrarberichterstattung wer¬ 
den zur Typisierung und zur sozialökonomischen 
Gliederung der Betriebe herangezogen. Die dazu 
erforderlichen Rechenwerte werden nach bundes¬ 
einheitlichen Kriterien vom Bundesminister für Er¬ 
nährung, Landwirtschaft und Forsten im Benehmen 
mit den für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
zuständigen obersten Behörden der Länder festge¬ 
legt, In die Typisierung und sozialökonomische 
Gliederung werden alle Betriebe nach § 2 Abs. 3 
einbezogen. 

§7 

(1) Für Jeden der Betriebe nach § 2 Abs. 3 ist von 
den Statistischen Landesämtern eine Betriebsnum¬ 
mer zu vergeben und in eine Betriebsdatei zu über¬ 
nehmen, die eine betriebsweise Zusammenführung 
nach § 2 Abs. 2 ermöglicht. 

(2) Die Betriebsnuminer ist dem Betriebsinhaber 
von den Statistischen Landesämtern mitzuteilen. Die 
Betriebsnummer darf den für Ernährung, Landwirt¬ 
schaft und Forsten zuständigen obersten Behörden 
des Bundes und der Länder zur Erfüllung ihrer Auf¬ 
gaben mitgeteilt werden; auf die nach § 13 bestehen¬ 
den Auskunftbeschränkungen ist dabei besonders 
hinzuweisen. 

(3) In die Betriebsclatei sind mindestens aufzu¬ 
nehmen und jährlich zu berichtigen und zu ergänzen 

1. die Betriebsnummer, 

2. der Name des Betriebsinhabers, 

3. der Betriebssitz mit Kreis- und Gemeindenum¬ 
mer. 

(4) In die Betriebsdatei aufzunehmen oder mit 
ihrer Hilfe für alle Betriebe nach Absatz 1 jährlich 
festzustellen sind mindestens folgende Tatbestände 
des Grundprogrammes: 

1. Die Gesamtfläche, 

2. die bewirtschaftete landwirtschaftlich genutzte 
Fläche, 

3. die Waldfläche. 

(5) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt¬ 
schaft und Forsten wird ermächtigt, durch Rechts¬ 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Be¬ 
triebsnummer nach Form und Inhalt bundeseinheit- 
iieh festzulegen. 

§8 

Die Befugnis der Bundesregierung, Rechtsverord¬ 
nungen nach § 6 Abs. 2 des Gesetzes über die Sta¬ 
tistik für Bundeszwecke zu erlassen, bleibt unbe¬ 
rührt. 
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§9 

(1) Die Erhebungen nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 und 3 
sowie § 5 werden von hierzu besonders geschulten 
Zählern (Erhebern), die übrigen von Zählern durch¬ 
geführt. Die Erheber sind verptlichlet, die Erhe¬ 
bungsbogen an Ort und Stelle im Beisein eines Aus- 
k u n ftspf 1 i ch t i gen auszu f ü 11 e 11 . 

(2) Den mit der Durchführung der Erhebungen 
betrauten Personen ist das Betreten der Grund¬ 
stücke sowie der Räume, die nicht als Wohnung 
dienen, während der üblichem Betriebszeiten zu 
gestatten, soweit dies zur Erhebung erforderlich ist. 


§ 10 

(1) Bund, Länder, Gemeinden, Gemeindeverbände 
und sonstige juristische Personen des Öffentlichen 
Rechts sind verpflichtet, ihre Bediensteten auf An¬ 
forderung der Erhebungsstellen für die Zählertätig¬ 
keit zur Verfügung zu stellen. 

(2) Lebenswichtige Tätigkeiten öffentlicher Dien¬ 
ste einschließlich Unterrichtstätigkeiten dürfen 
durch diese Verpflichtung nicht unterbrochen wer¬ 
den. 

§ 11 

(1) Die nach Landesrecht zuständigen Behörden 
leiten Einzelangaben der Agrarberichterstattung, so¬ 
weit für Zwecke der Europäischen Gemeinschaften 
erforderlich, dem Statistischen Bundesamt zu, Das 
Statistische Bundesamt bewahrt diese auf. 

(2) Das Statistische Bundesamt übermittelt der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften im 
Namen der Bundesrepublik Deutschland statistische 
Daten aus der Agrarberichterstattung, soweit sie für 
die Durchführung statistischer Vorhaben der Euro¬ 
päischen Gemeinschaften erforderlich sind. 


§ 12 

Ordnungswidrig handelt, wer entgegen § 9 Abs. 2 
das Betreten der dort bezeichneten Grundstücke 
und Räume nicht gestattet. Die Ordnungswidrigkeit 
kann mit einer Geldbuße geahndet werden. 


§ 13 

(1) Die Weiterleitung von Einzelangaben an die 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten zustän¬ 
digen obersten Behörden des Bundes und der Länder 
oder die von ihnen bestimmten Stellen nach § 12 
Abs. 2 des Gesetzes über die Statistik für Bundes¬ 
zwecke ist ohne Nennung der Namen der Auskunfts¬ 
pflichtigen zulässig; die Weiterleitung von Namen 
und Anschriften der Inhaber ausgewählter Betriebe 
an die für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
zuständigen obersten Behörden des Bundes und der 
Länder oder die von ihnen bestimmten Stellen ist 
zur Durchführung der in § 2 des Landwirischaftsge- 
setzes vom 5. September 1955 (Bundesgesetzbl. I 
S. 565) genannten Zwecke sowie für Forschungsvor¬ 
haben der genannten Behörden im Benehmen mit 


der für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten zu¬ 
ständigen obersten Behörde des jeweils betroffenen 
Landes zugelassen: eine Weiterleitung oder Aus¬ 
wertung zu steuerlichen Zwecken ist ausgeschlos¬ 
sen. 

(2) § 12 des Gesetzes über die Statistik für Bun¬ 
deszwecke gilt auch für Personen, die bei Stellen 
beschäftigt sind, denen Einzelangaben nach diesem 
Gesetz zugeleitet werden. 


§ 14 

(1) Das Gesetz über Bodennutzungs- und Ernte¬ 
erhebung vom 23. Juni 1964 (Bundesgesetzbl. T S. 
405), geändert durch das Gesetz zur Änderung des 
Gesetzes über Bodennutzungs- und Ernteerhebung 
vom 23. Dezember 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 1876), 
wird wie folgt geändert: 

1. § 3 Abs, 2 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„In den Ländern Berlin, Bremen und Hamburg 
findet die Erhebung nur alle zwei Jahre, begin¬ 
nend 1977, statt." 

2. In § 3 Abs. 3 wird die Nummer 2 durch die fol¬ 
genden Nummern 2 und 3 ersetzt: 

„2. die Inhaber und Eigentümer von land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben und von Ge¬ 
samtflächen unter 0,5 Hektar einschließlich 
der Betriebe ohne landwirtschaftlich genutzte 
Fläche, deren natürliche Erzeugungseinhei¬ 
ten mindestens dem durchschnittlichen Wert 
einer jährlichen landwirtschaftlichen Markt¬ 
erzeugung von 1 Hektar landwirtschaftlich 
genutzter Fläche im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes entsprechen, 

3. die Gemeinden für alle sonstigen Boden¬ 
flächen." 

3. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Erhebung wird alle zwei Jahre, be¬ 
ginnend 1977, allgemein und in den übrigen 
Jahren repräsentativ mit einem Auswahlsatz 
von höchstens 10 v. H. der Auskunftspflichti¬ 
gen im Bundesdurchschnitt durchgeführt. In 
den Ländern Baden-Württemberg, Bayern und 
Rheinland-Pfalz wird der Anbau von Hopfen 
jährlich allgemein erhoben." 

b) In Absatz 3 wird die Nummer 2 durch die fol¬ 
genden Nummern 2 und 3 ersetzt: 

„2. die Inhaber von land- und forstwirtschaft¬ 
lichen Betrieben und von Gesamtflächen 
unter 0,5 Hektar einschließlich der Be¬ 
triebe ohne landwirtschaftlich genutzte 
Fläche, deren natürliche Erzeugungsein¬ 
heiten mindestens dem durchschnittlichen 
Wert einer jährlichen landwirtschaftlichen 
Markterzeugung von 1 Hektar landwirt¬ 
schaftlich genutzter Fläche im Geltungs¬ 
bereich dieses Gesetzes entsprechen, 

3. die Gemeinden für alle sonstigen Boden¬ 
flächen." 
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(2) § 2 Abs. I (k's Cksseizes über eine Statistik der 
Arbeilskrcifte in der Land- und Forstwirtschaft vom 
24. .luni 1964 (Bundesgeset/bJ. I S. 409), geändert 
durch das Landwirlscludis/ühlungsgesetz 1971 vom 
23. Dezeniber 1970 (Biind(>sgesetzbl. 1 S. 1852), wird 
wie folgt geaiKku t: 

1. Satz J (u'hält folgende Fassung: 

„ln iandwirlsc:haltlichen Betrieben mit inindestens 
1 tiektar landwirtschaflIich genutzter Flache und 
in landwirtscludtlichen Betrieben mit einer land- 
wirtscliaf flieh ge nutz len Flache unter 1 Hektar 
einschließlich der Betriebe ohne landwirtschaft¬ 
lich genutzte* Fläche, deren natürliche Erzeu¬ 
gungseinheiten mindestens dem durchschnitt¬ 
lichen Wert einer jährlichen 1 and wirtschaftlichen 
Markterzeugimg von 1 Hektar landwirtschaftlich 
genutzter Fläche im Geltungsbereich dieses Ge¬ 
setzes entsprechen, werden in den Erhebungsjah¬ 
ren halbjährlich repräsentative Erhebungen 
durchgeführt." 

2. In Satz 2 wird „höchstens 80 000" durch „80 000 
bis höchstens 100 000" ersetzt. 

(3) Der Bundesminisler für Ernährung, Landwirt¬ 
schaft und Forsten wird ermächtigt, das Gesetz über 
Bodennutzungs- und Ernteerhebung in der nach die¬ 
sem Gesetz geltenden Fassung mit neuem Datum 
bekanntzumachen, dabei die Paragraphenfolge zu 
ändern und Unstimmigkeiten des Wortlautes zu be¬ 
seitigen. 

§ 15 

Für das Jahr 1975 gelten folgende Übergangsrege¬ 
lungen: 

1. Die Tatbestände des Grundprogrammes nach § 3 
Abs. 1 Nr. 1 bis 4 für die Typisierung und sozial¬ 


ökonomische Gliederung nach § 6 werden den 
Erhebungen der beiden Vorjahre entnommen. 

2. Für die Tatbestände des Grundprogrammes kann 

a) der Auswahlsatz nach § 4 Abs. 2 des Geset¬ 
zes über Bodennutzungs- und Ernteerhebung 
auf höchstens 20 v. H. der Auskunftspflichti¬ 
gen im Bundesdurchschnitt erhöht und 

b) der Erfassungszeitraum nach § 2 Abs. 1 des 
Gesetzes über eine Statistik der Arbeitskräfte 
in der Land- und Forstwirtschaft auf 12 Mo¬ 
nate erweitert werden, wenn das zur Durch¬ 
führung statistischer Vorhaben der Europä¬ 
ischen Gemeinschaften erforderlich ist. 

3. Im Zusatzprogramm nach § 5 werden die Tatbe¬ 
stände des § 5 Abs. 1 erfaßt, deren Erfassung zur 
Durchführung einer Zwischenerhebung im Rah¬ 
men eines Erhebungsprogrammes der Europä¬ 
ischen Gemeinschaften zur Untersuchung der 
Struktur der landwirtschaftlichen Betriebe im 
Erntejahr 1975 erforderlich ist. Diese Tatbestän¬ 
de werden in 80 000 bis höchstens 100 000 Betrie¬ 
ben repräsentativ erhoben. 

§ 16 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. IS. 1) auch im Land Berlin. Rechts¬ 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas¬ 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 17 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 
Bonn, den 15. November 1974 

Der B u n d e s p r ä s i d e n t 
Scheel 

Der Bundeskanzler 
Schmidt 


Der Bundesminister 

für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
J. Ertl 
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Verordnung 

über hygienische Mindestanforderungen an Fleisch, 
das für die Bundesrepublik Deutschland bestimmt ist 
(Mindestanforderungen-Verordnung — MindV) 

Vom 11. November 1974 


Auf Grund des § 12 a Abs. 2 Satz 2, des § 12 c 
Abs. 2 Satz 2 und des § 12 g Abs. 3 des Fleischbe¬ 
schaugesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 29. Oktober 1940 (Reichsgesetzbl. T S. 1463), zu¬ 
letzt geändert durch das Einführungsgesetz zum 
Strafgesetzbuch vom 2. März 1974 (Bundesgesetzbl. I 
S. 469), wird mit Zustimmung des Bundesrates ver¬ 
ordnet: 

§ 1 

Anweiidiingsbereich 

Diese Verordnung findet Anwendung auf die Ge¬ 
winnung, Untersuchung, Beurteilung, Kennzeich¬ 
nung, Zerlegung, Lagerung, Verarbeitung, Ver¬ 
packung, Beförderung und sonstige Behandlung von 

1. Fleisch von Flanstieren, soweit sie Säugetiere 
sind, und von Flaarwild, das in Herden oder auf 
andere Weise unter Obhut des Menschen gehal¬ 
ten wird (§ 12 a Abs. 1, § 12 ä Abs. 1 bis 6, § 12 c 
des Gesetzes), 

2. Wildbret (§ 12 a Abs. 2, § 12 c des Gesetzes) 
soweit es in das Zollgebiet eingeht und soweit im 
innergemeinscbaftlichon Handelsverkehr für frisches 
Fleisch ira Durchfuhrungsgesetz EWG-Richtlinie 
Frisches Fleisch vom 28. Juni 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 547) in der jeweils geltenden Fassung nichts ande¬ 
res bestimmt ist. 

§2 

Begriffsbestimmungen 

(1) Ira Sinne dieser Verordnung sind 

1. Nebenprodukte der Schlachtung: 

Frisches Fleisch, soweit es nicht zum Tierkörper 
(§ 12 a Abs. 4 des Gesetzes) gehört, auch wenn es 
noch in natürlichem Zusammenhang mit dem 
Tierkörper verbunden ist; 

2. Eingeweide: 

Die aus Brust-, Bauch- oder Beckenhöhle stam¬ 
menden Nebenprodukte der Schlachtung; 

3. Behandlungsverfahren: 

Verfahren (§ 12 c Abs. 2 des Gesetzes), die nach 
wissenschaftlichen Erkenntnissen für den inter¬ 
nationalen Handel mit zubereitetem Fleisch eine 
Haltbarkeit von mindestens drei Monaten ge¬ 
währleisten und Anlage 1 Kapitel IV Abschnitt 1 
Rechnung tragen,- 

4. Versandland: 

Ein Mitgliedstaat der Europäischen Wirtschafts¬ 
gemeinschaft, ein Drittland oder die Deutsche 
Demokratische Republik; 


5. Haarwild: 

Hoch- und Niederwild, ausgenommen Federwild, 
sowie andere den Säugetieren zuzurechnende 
Wildarten wie Wildbüffel, Känguruh und Zebra. 

(2) Amtlicher Tierarzt im Sinne dieser Verordnung 
ist ein von der zuständigen Behörde des Versand- 
landes beauftragter Tierarzt. Tierärzte, die zu den 
am Export Beteiligten in einem wirtschaftlich abhän¬ 
gigen Verhältnis stehen, dürfen nicht als amtlicher 
Tierarzt beauftragt werden, 

§ 3 

Anerkennung und Bekanntgabe von Betrieben 

(1) Exportschlachtbetriebe (§ 12 a Abs. 5 Nr. 1 des 
Gesetzes), Wildexportbetriebe (§ 12 a Abs. 6 Satz 1 
Nr. 1 des Gesetzes), Exportzerlegungsbetriebe (§ 12 b 
Abs. 7 Satz 1 Nr. 1 des Gesetzes), Exportverarbei¬ 
tungsbetriebe (§ 12 c Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes) und 
außerhalb dieser Betriebe gelegene Kühlhäuser wer¬ 
den vom Bundesminister nur anerkannt und be¬ 
kanntgegeben, sofern die oberste Veterinärbehörde 
des Versandlandes bestätigt, daß diese Betriebe die 
hygienischen Mindestanforderungen der Anlage 1 
erfüllen. 

(2) Einzelne in Anlage 1 Kapitel I, Kapitel II Ab¬ 
schnitt 2 und 4, Kapitel III Abschnitt 1, Kapitel IV 
Abschnitt 2 und 4 genannte Mindestanforderungen 
können ira Einzelfall durch mindestens gleichwertige 
Anforderungen ersetzt werden, wenn die oberste 
Veterinärbehörde des Versandlandes die Gleichwer¬ 
tigkeit nachweist und der Bundesminister keine Ein¬ 
wendungen erhebt. 

§4 

Genußtauglichkeitsbescheinigung 

Die Urschrift der Genußtauglichkeitsbescheini¬ 
gung ist von einem amtlichen Tierarzt des Versand¬ 
landes an dem Tag, an dem das Fleisch verladen 
worden ist, auszustellen und muß das Fleisch beim 
Versand in die Bundesrepublik Deutschland beglei¬ 
ten. Sie muß aus einem Blatt bestehen und nach In¬ 
halt und Form 

1. in den Fällen des § 12 a Abs. 1 und 5 sowie des 
§ 12 b Abs. 1 des Gesetzes dem Muster 1, 

2. in den Fällen des § 12 a Abs, 2 und 6 des Ge¬ 
setzes dem Muster 2 und 

3. in den Fällen des § 12 c Abs. 1 des Gesetzes dem 
Muster 3 
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der Anlage 2 entsprechen; si(^ muß mindestens in 
deutscher Sprache abgefaßt sein und die in den ge¬ 
nannten Mastern vorgescliriebonen Angaben ent¬ 
halten. 

§5 

Berlin-Klausel 

Diese Verordnung gilt nach $ 14 des Dritten Über¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesge- 
setzbl. J S. 1) in Verbindung mit Artikel 6 des Ge¬ 
setzes zur Änderung des Fleischbeschaugesetzes 
vom 5. Juli 1973 (Bundc'sgosetzbl. I S. 709) auch im 
Land Berlin. 

§6 

Inkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1975 in 
Kraft. Gleichzeitig treten 


1. die Mindestanforderungen-Verordnung vom 23. 
Juli 1965 (ßundesgesetzbl. l S. 631), zuletzt geän¬ 
dert durch die Zweite ÄnderungsVerordnung vom 
18. Dezember 1973 (ßundesgesetzbl. 1974 I S. 26), 
und 

2. die Behandlungsverfahren-Verordnung vom 10. 
Februar 1961 (ßundesgesetzbl. I S. 72), geän¬ 
dert durch die Verordnung vom 10. März 1966 
(ßundesgesetzbl. I S. 161), 

außer Kraft. 

(2) Wildexportbetriebe, die den hygienischen 
Mindestanforderungen der Anlage 1 Kapitel I nicht 
in vollem Umfange entsprechen, können abwei¬ 
chend von § 3 bis zum 31. Dezember 1975 aner¬ 
kannt und bekanntgegeben werden, sofern die 
oberste Veterinärbehörde des Versandlandes bestä¬ 
tigt, daß die Anforderungen der Anlage 1 Kapitel III 
erfüllt werden und eine hygienische Behandlung des 
Wildbrets gewährleistet ist. 


Bonn, den 11. November 1974 


Der Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit 
Katharina Focke 
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Anlage 1 

(zu § 3 Abs. 1) 


Kapilel I 

Betriebe und Personal 

Abschnill 1 

HygieiievoischriUen für die Aiisslalliing von Betrieben 

Beiriebe riacli § 2 Abs. 1 nuiss('n iriiiuleslens über fol¬ 
gendes verfügen: 

1. In den Rauinen, in denen l'Jeiseb gew(nincn, gelageri; 
oder sonsl: behandt'll wird, sowie.' jn den in Nr. 15 
lind in AbsrhniU 2 Nr. (i gennnntcn Rüiimcn über 

a) Fußböden aus wasscMunduixhldssigeni, leicht zu 
reinigendem und zu desiidi/ienendemu nicht füu- 
lendem MnUnial, du' so tu'sehcilfeii S(ri,n müssen, 
daß Wasser leicld abfiießen kann, mit abgedeck¬ 
ten geruebsieheren Abflüssen; 

b) glatte Wandt', tjit', bis zu einer Höhe von min¬ 
destens 2 m, in SefilcicjiLräumt'u mindestens bis 
zu 3 m, in Gefrier- und Kühlraumen minde.stens 
bis zur Stapolhöht^ mit einem heltcm, abwasch- 
festen Belag oder yXnstrieli versehen und deren 
Ecken und Kanien am Fußhoden abgerundet sind; 

c) Türen aus beständigem, ghrUem, leicld zu reinigen¬ 
dem un d zu d OS i n fi z i e r(' n d o m Ma tcri a 1; 

Holztüren müssen allseitig mit, einem aus bestän¬ 
digem Material bestellenden glatten, stoßfesten, 
fugenlosen Belag oder Anstrich versehen sein. Die 
Türen müssen so beschaffen sein, daß sie keine 
gesundheitsschädlichen Slofte auf das Fleisch 
überfragen; 

d} hei 1 farb ig e ii n d g! a! to 1)c c k e n; 

e) eine ausreichende Releiichfunt), die Farben nicht 
verändert; 

2. ausreichende Vorrichluiigen zur Be- und Entlüftung 
sowie, soweit erforderlich, zur Entnebelung in den 
Räumen, in denen Fleisch bearbeite!, oder sonst be¬ 
handelt wird; 

3. in den Arbcitsräuinen über ausreichende Einrichtun¬ 
gen zur Reinigung und Desintekilon der Hände sowie 
der Einrichlungsgegenstände und Arbeitsgeräte; diese 
Einrichtungen müssen nahe bei d('n Arbeitsplätzen 
liegen; die Häline dürfen nicht von Hand zu betäti¬ 
gen sein; diese Einrichtungen müssen mit fließendem 
kaltem und warmem Wasser, Reinigungs- und Desin- 
fektion-smiffeln sowie nur einmal zu benutzenden 
Handtüchern ausgestattef sein; das Wasser für die 
Reinigung der Geräte muß ('ine Tempcialur von min¬ 
destens H" 82'^ C haben; 

4. geeignete Vorrichtungen zum Schutz gegen Ungezie¬ 
fer (Insekten, Nagetiere usw.); 

5. Einrichtungsgegeiislände und Arbeitsgeräte, wie z. B. 
Tische, auswechselbare Scdineideunterlagen, Behält¬ 
nisse, Transportbänder und Sägen aus korrosions¬ 
festem, die Qualität des Fleisches nicht l)eciiiträc:hli- 
gendem, leicht zu reinigendem und zu desinfizieren¬ 
dem Material. Die Verwendung von Holz ist unter¬ 
sagt, jedoch nicht in Räumen oder Vorrichtungen 
beim Trocknen, Reifen oder Räuchern zur Herstel¬ 
lung von zubereitetom Floiscli sowie in Räumen, in 
denen ausschlioßlicli verpacktes, zubereitetes Fleisch 
gelagert wird; 


b. eine den hygienischen Erfordernissen entsprechende 
Vorrichtung, gegebenenfalls eine Hängebahn, für den 
Transport und die Lagerung von Fleisch sowie für 
das Absteilen der für das Fleisch verwendeten Behält¬ 
nisse, die verhindert, daß das Fleisch und die Behält¬ 
nisse unmittelbar mit dem Boden oder mit den Wän¬ 
den in Berührung kommen; 

7. Kühlanlagen, die gewährleisten, daß die vorgeschrie¬ 
benen ']ü-?mperaturen erreicht und eingehalten wer¬ 
den ; 

8. ausreichend große, leicht zu reinigende und zu desin¬ 
fizierende Räume, in. denen frisches Fleisch so ge¬ 
lagert werden kann, daß die vorgcschriebenen Tem¬ 
peraturen erreicht und eingehalten werden. Diese 
Räume dürfen keine direkte Verbindung zu Räumen 
haben, in deiK-^n andere Lebensmittel als Fleisch un¬ 
verpackt gelagert werden. Befinden sich Kühlein- 
richiungen an (ier Decke, so müssen Auffamjbehälter 
darunter angebracht sein, die i,uimitlG]bQr mit den 
Abwasserleitungen verbunden sind. Bodenkühlein¬ 
richtungen müssen im Boden eingelassen sein, wobei 
eine Verbindung zu einem gesonderten Abflußsystem 
oder zu dem Abflußsystem des Betriebes vorhanden 
sein muß, Böden, Wände, Decken und Rohrleitungen 
müssen ausreichend mit nicht faulendem, wasserab¬ 
weisendem und geruchlosem Material isoliert sein; 

9. eine Anlage zur Wasserversorejung. die in ausrei¬ 
chender Menge Trinkwasser liefert, das unter Druck 
stehl. Die Leitungen für Wasser, das Trlnkwasser- 
eigenschaften nicht besitzt, müssen deutlich gekenn¬ 
zeichnet sein und dürfen keine Räume durchqueren, 
in denen sich frisches Fleisch befindet: 

10. eine Anlage, die in ausreichender Menge heißes 
Trinkwasser liefert; 

11. eine Anlage zur Ableitung von Abwasser, die den 
hygienischen Erfordernissen entspricht; 

12. einen ausreichend eingerichteten verschließbaren 
Raum, der nur dem tierärztlichen Dienst zur Ver¬ 
fügung steht; sofern eine Trichinenschau in dem 
Versand)and vorgesclirleben ist, einen mit entspre¬ 
chendem Gerät aiisgcslatteten Tricliinenschanraum; 

13. Einrichtungen, die jederzeit eine wirksame Durch¬ 
führung der tierärztlichen Untersuchung gestatten; 

14. besondere wasserdichte, korrosionsfeste, leicht zu rei¬ 
nigende und zu desiiifiziiuende, gekennzeichnete Be¬ 
hälter mit dichtschließenden Deckeln, die so beschaf¬ 
fen sein müssen, daß eine unbefugte Entnahme des In¬ 
halts verhindert wird, für die Aufnahme von be¬ 
schlagnahm lern Fleisch sowie von Fleisch, das nicht 
zum Genuß für Menschen bestimmt ist, insbesondere 
Fleischabfälle. Sofern dieses Fleisch und diese Ab¬ 
fälle nicht am Ende jedes Arbeitstages aus dem Be¬ 
trieb entfernt oder unschädlich beseitigt werden oder 
die anfallende Monge dies erforderlich macht, muß ein 
verschließbarer, kühlbarer Raum dafür vorhanden 
sein; 

15. Umkleideräume, Aufenthaltsräume, Wasch- und 
Duschgelcgenheiten sowie Toiletten mit Wasserspü¬ 
lung, die keinen direkten Zugang zu den Arbeitsräu¬ 
men haben und in deren Nähe sich Waschgelegen¬ 
heiten befinden; die Waschgelegenheiten müssen mit 
fÜeßeiulGm kaltem und warmem Wasser, Reinigungs- 
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und Desinfekl ioiisinil UJij s()wi(‘ iiui' ('innud zu benui- 
/.orHlen l laiull ücfu^rn ausgt'sUil Uvl sein ; die Hähne der 
Was(:h(je]('g(Mi!uul('u dürfen nictil von ITancl zu belä- 
ligen s(vin; für j(' 10 Pcnsonen niuf^ mindestens eine 
Dusche und für J(' 5 Iümsoih'ii inindc'sleiis eine Wascb- 
gelegenh(‘il zur V(M‘fiigung sU'lum; 

16. Standp]äf7(' und uusr(M( licmb' biiiricliliingcni zum Rei¬ 
nigen und Dositdizieron der Vi('ii- und Fleischtrans- 
j)or1fahrz,(nKje. Diese Slandplälzc' und Einrichtungen 
sind niclit (nlot(l('rli('h, falls iin V(‘rsand[and zwingend 
vorgf'scht i('b('ii isl, daß die Reinigung mul das Desinfi¬ 
zieren lu'sliininUn' Palirz('ug(' in üffenfliehen Anlagcm 
zu (ufolgen fial; fi'ir Slrtdhndahi/.('iige müssen diese 
Anlagen in der Nälu' dc's /ugc'lass('nen Betriebes lie¬ 
gen. 

Abschnitt 2 

Besondere Hygienevorschriften 
für Exportschlachtbetriebe 

über die in Abschnitt 1 g(Mumnl(m Mindestanforderun¬ 
gen hinaus müssem Exporlscldacldl)el riebe mindestens 
über folgendes vunfügim; 

1. Stallungt'n och'r, falls dic' klimalisclien Bedingungen 
es erlauben, Pferche, deren Größe zur Unterbringung 
der Schlachttic're ausrcdchl; diese Pferclie und Stallun¬ 
gen müssen zumindest auf festem, wasserundurch¬ 
lässigem Boden ei iiclitc'l uiui ndt Anta(|(m zum Tran¬ 
ken und Püffern dei- S( Idcu h[Iiere sowie zum Desin¬ 
fizieren dusgeslatfef und ndl Rinnen veisehen sein, 
die zu abgedecklen, gerin lisi< iun cu] Al)Ilüssen führen; 

2. ausreichend große Sridacl)!iänmc', in denen die 
Schlachtung oietniingsgemaß vorgenotnnum werden 
kann; wenn in (‘inem Schfacldraum sowohl Schweine 
als auch andere Tif'.re geschladdol werden, muß für 
das Schlachlen von Schweinern eine besondere Abtei¬ 
lung vorgesehen werden; diese besondere Abtei¬ 
lung ist nicht erforderlich, wemn die Schlachtung von 
Schweinen und die anclorei; Tiere zu vcu'schiodcnen 
Zeiten, staltlindel; in ditirsem Pall muß jedoch das 
Brühen, Eni haaren, K ratzern unri Sengen in einer be¬ 
sonderen Abteilung vorgenommen w'erden, die von 
den übrigen ScbUicidabUdlnngen durcli einen freien 
Raum von wenigstens 5 m oder durdi eine Trenn¬ 
wand von mindestens J rn f lölni abgetrennt ist; 

3. einen Raum für das Entleeren und Reinigen von Mä¬ 
gen und Därmen; soweit dit!se Arbeit im Schlachtbe¬ 
trieb d urc hge f üh r t wi i cI; 

4. Räume für die Weiterverarbeiiung von Mägen und 
Därmen, soweit diese im Schlachtbetriel.) erfolgt; 

5. Räume für die Lagerung von Talg sowie von Schwei¬ 
neborsten, Häuten, Hörnern und Klauen, sofern diese 
nicht am Tag der Schlachtung aus denn Schlachtbe¬ 
trieb entfernt werden; 

6. verseil ließ bare Räume oder, falls dic^ kl irna tischen Be¬ 
dingungen es c'rlauben, Pferche für die Unterbringung 
kranker und krankheifsvordüditiger Tiere; verschließ¬ 
bare Räume für das Schiaditcm dieser Tiere sowie für 
die Lagerung von bo.sdilagnahrnlom Fleisch, dessen 
Unlersucbung noch nicht abgeschlossen ist; die Räu¬ 
me, mit Ausnahme' für den letztgenannten Zweck, sind 
nicht erforderlich in Botrjerben, in denen das Schlach¬ 
len dieser Tie rer in Rer chts Vorschriften des Versand¬ 
landes verboten isl; 

7. EinrichLungern zur Ülxrrwaerhung eior Ein- und Aus¬ 
gänge des Sch I a e h tbe tri ebes; 

8. eine ausreichende Unterteilung zwischen dem unrei¬ 
nen und dem reinem Teil der Schlachtanlagen, die den 
reinen Teil vor Verunreinigung, insbesondere vor 
Staub und Geruch, schützt; 


9. eine Aufhängevorrichtung, die es ermöglicht, die Ar¬ 
beitsgänge nach dem Betäuben am freihängenden 
Tier auszuführen; wird die Enthäutung auf Schrägen 
durchgeführt, so müssen diese aus korrosionsfestem 
Material bestehen und so hoch sein, daß der TierkÖr- 
per den Boden nicht berührt; 

10. Vorrichtungen für die Aufnahme des Magen-Darm- 
Kanals aus korrosionsfestem, leicht zu reinigendem 
und zu desinfizierendem Material; 

11. einen besonders eingerichteten, befestigten Platz für 
die Dunglagerung. 

Abschnitt 3 

Besondere Hygienevorschriften für Exportzerlegungs¬ 
betriebe 

über die in Abschnitt 1 genannten Mindestanforde¬ 
rungen hinaus müssen Exportzerlegungsbetriebe minde¬ 
stens über folgendes verfügen: 

1, einen Raum für das Zerlegen, Entbeinen und für das 
Umhüllen des frischen Fleisches nach Kapitel IV Ab¬ 
schnitt 2 Nr. 4, der ausreichend gekühlt werden kann 
und mit einem Registrierthermometer oder Registrier¬ 
fernthermometer ausgerüstet ist; 

2. einen Raum für das Verpacken nach Kapitel IV Ab¬ 
schnitt 2 Nr. 1 und für den Versand des frischen 
Fleisches. 

Abschnitt 4 

Besondere Hygienevorschriften für Wildexportbetriebe 

über die in Abschnitt 1 genannten Mindestanforde¬ 
rungen hinaus müssen Wildexportbetriebe mindestens 
über folgendes verfügen: 

1. einen ausreichend großen Raum für die Annahme und 
die Untersuchung, soweit erforderlich auch für das 
Ausweiden und das Enthäuten des Wildbrets; 

2. einen ausreichend großen Raum für das Zerlegen sowie 
Umhüllen des Wildbrets nach Kapitel IV Abschnitt 2 
Nr. 4, soweit dies im Wildexportbetrieb erfolgt. Der 
Raum muß ausreichend zu kühlen und mit einem Re¬ 
gistrierthermometer oder Registrierfernthermometer 
ausgerüstet sein; 

3. einen Raum für das Verpcicken nach Kapitel IV Ab¬ 
schnitt 2 Nr. 1 und für den Versand des Wildbrets. 

Abschnitt 5 

Besondere Hygienevorschriften für Exportverarbeitungs¬ 
betriebe 

Uber die in Abschnitt 1 genannten Mindestanforde¬ 
rungen hinaus müssen Exportverarbeitungsbetriebe min¬ 
destens über folgendes verfügen: 

1. einen besonderen, verschließbaren Raum für die Lage¬ 
rung von frischem Fleisch, das dieser Verordnung 
entspricht; 

2. einen geeigneten und ausreichend großen Raum, in 
dem Fleisch zubereitet oder behandelt wird; 

3. soweit die entsprechenden Arbeiten verrichtet werden 

a) einen Raum für das Zerlegen frischen Fleisches, 
der nach Kapitel II Abschnitt 4 Nr. 4 gekühlt wer¬ 
den kann und mit einem Registrierthermometer 
oder Registrierfernthermometer ausgerüstet ist; 

b) einen Raum für die Erhitzung des Fleisches; Erhit¬ 
zungsanlagen müssen mit einem Registrierthermo¬ 
meter oder einem Registrierfernthermometer aus¬ 
gestattet sein; 

c) einen Raum für das Auslassen von Fett; 
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d) (vi]R:n Rduin ()d(a cmho Voiri( hUtng /um Trocknen, 
Reiten, und Räucbeni; 

e) einen Raum oder eine Voniehliuu} zum Reinigen, 
Wassern, Einweic hen oder sonsligen Behandeln von 
Därmen; 

f) einen Raum zum Pökeln, dc^r ausreichend gekühlt 
werden kann; 

4. einen Raum lür die Aulbewahrung von Gewürzen oder 
sonstigen Zutaten mit Beliältern, die ihrem Inhalt ent¬ 
sprechend zu heschrillen sind; 

5. über eine ausreichende Abtrennung der Räume oder 
Einrichtungen, in dcuuui erhil/t, ir)sbeson.dere gekocht, 
gebrüht, gc^schmol/cai odeu' geräuclurrt wird; 

6. einen Kaum lÜ! die Vei pac kung, Lagerung und Ab¬ 
sendun ff, 

Abschnitt 6 

Besondere Hygiene Vorschriften für Gefrier- und Kühl¬ 
häuser, die diißeihalb der in Abschnitt 2 bis 5 genannten 
Betriebe liegen 

1. EHjer di(^ in Aljsf luuli 1 gcmaiuilcm iMindesianforderun- 
gen hinaus müssf'n Geiric^r- und Kühlhäuser, die außer¬ 
halb der in Abschiüii 2 bis 5 genannten Betriebe lie¬ 
gen, mindf'.sicns übcu' loigfuuics verfügen; 

a) ein Regislrifvr! heu niomeUu: oder ein Regislrierfern- 
thermomeler lür jeden Lagerraum; 

b) GefrienäuiiK', sofern geiroffmes oder tiefgefrorenes 
Eleisch gedageri. wird, mit einer Einrichtung zur Er¬ 
reichung und Einludiung (riner Temperatur von 
mindestens -- 18 G, 

2. Sofern ausschlielilif h uiuhülli.tjs und verpacktes ge¬ 
frorenes Fleisch gelagert wird, gilt anstelle des Ab¬ 
schnittes 1 folgendes: 

Die Gefrierraujue miissen leicht trocken zu reinigen 
sein, Einrichiungsgegenstände, ausgenommen die Ein¬ 
richtungen zur Kälteerzeugung, leicht beweglich sowie 
Böden, Wände, Decken und Rohrleitungen ausreichend 
mit nicht faulendem, wasserabweisendem und geruch¬ 
losem Material isoliert sein. 

Abschnitt 7 

HygienevoiSchriften für Personal, Räume, 
Einiichtungsgegeuslände und Arbeitsgeräte 
in Betrieben 

1. Personal, das mit Fleisch in Berührung kommt oder 
kommen kann, sowie Räume, Einrichtungsgegen¬ 
stände und Arljeitsgeräte müssen ständig sauber sein: 

a) Das Peisonal, ausgtmommen das Personal in Ge¬ 
frier] äumej], hat insbesondere eine leicht wasch¬ 
bare, saubere, helle Arbeitskleidung und Kopfbe¬ 
deckung sowie erforderlichenialls Nackenschutz 
zu tragen; vor Betreten der Toiletten sind Sebutz- 
kittel und ähnliche Schutzkleidung, die mit Fleisch 
in Berührung kommen können, abzulegen und an 
dafür bestimmle Haken aul/uhängen; Personen, 
die Tiere schlachten oder mit frischem Fleisch in 
Berührung kommen, haben sich mehrmals im 
Laufe eines Arbeitstages .sowie vor jeder Wieder¬ 
aufnahme der Arbeit die Hände zu reinigen und 
zu desinfizieren; Per.sonen, die mit kranken Tie¬ 
ren oder infiziertem Fleisch in Berührung gekom¬ 
men sind, haben daraufhin unverzüglich Hände 
und Arme mit warmem Wasser gründlich zu 
waschen und zu desinfizieren; in den Arbeits- und 
Lager räumen darf nicht gerauchl, gegessen oder 
getrunken werden; 

b) Tiere sind von den Betrieben fernzuhalteii; das 
gilt liinsifhliich der Schlachtbetriebe nicht für 


Tiere, die geschlachtet werden sollen oder auf 
dem Gelände zur Arbeit verwendet werden. Nage- 
tiere, Insekten und anderes Ungeziefer sind syste¬ 
matisch zu bekämpfen ; 

c) Einrichtungsgegenstände und Arbeitsgeräte, die 
bei der Fleisdibearbeitimg oder -lagerung ver¬ 
wendet werden, sind in einwandfreiem sauberem 
Zustand zu halten; sie sind entsprechend ihrer 
Verwendung mehrmals im Laufe sowie am Ende 
eines Arbeitstages, bei Verunreinigung, stets aber 
vor ihrer Wiederverwendung sorgfältig zu reini¬ 
gen und zu desinfizieren, 

2. Räume, Arbeitsgeräte und Einrichtungsgegenstände 
dürfen nur ihrem Zweck entsprechend verwendet 
werden. Arbeitsgeräte für die Zerlegung von Fleisch 
dürfen nur zu diesem Zweck benutzt werden. Zur 
Versorgung des Personals bestimmte Speisen, Ge¬ 
tränke sowie hierzu benutzte Behältnisse dürfen nicht 
in Räume, in denen Fleisch bearbeitet oder sonst be¬ 
handelt wird, verbracht werden. 

3. Fleisch und die Fleisch enthaltenden Behältnisse dür¬ 
fen nicht unmittelbar mit dem Boden in Berührung 
kommen. 

4. Reinigungs-, Desinfektions- und Schädlingsbekämp¬ 
fungsmittel müssen so angewendet werden, daß die 
Genußtauglichkeit des Fleisches nicht beeinträchtigt 
wird. 

5. Für alle Zwecke, bei denen Wasser verwendet wird, 
ist Trinkwasser zu benutzen; für die Erzeugung von 
Dampf und zur Kühlung von Kühleinrichtungen ist 
jedoch die Verwendung von Wasser, das Trinkwas¬ 
sereigenschaften nicht besitzt, ausnahmsweise unter 
der Bedingung erlaubt, daß die hierfür gelegten Lei¬ 
tungen eine anderweitige Verwendung des Wassers 
nicht zulassen. 

6. Abwasser darf nicht offen über den Fußboden abge¬ 
leitet werden. 

7. Sägemehl oder ähnliche Stoffe dürfen nicht auf den 
Fußboden der Räume gestreut werden, die der Bear¬ 
beitung oder Lagerung von Fleisch dienen. 

8. Eine Verschmutzung von Fleisch ist zu vermeiden, 
Knochensplitter und Blutgerinnsel müssen entfernt 
werden; für Wildbret gilt dies nur, soweit die be¬ 
sonderen Verhältnisse beim Erlegen dies zulassen. 
Bescülagnahrates oder nicht zum Genuß für Menschen 
bestimmtes Fleisch ist sofort in die vorgeschriebenen 
Behälter oder Räume zu verbringen. 

9. Personen, die das Fleisch mit Krankheitskeimen in¬ 
fizieren können, dürfen beim Schlachten, Zerlegen, 
Bearbeiten und sonstigen Behandeln von Fleisch nicht 
mitwirken; dieses Verbot gilt insbesondere für Per¬ 
sonen, die 

a) an Typhus abdominalis, Paratyphus A und B, 
Enteritis infectiosa (Salmonellose); Ruhr, Hepatitis 
infectiosa oder Scharlach erkrankt oder einer die¬ 
ser Krankheiten verdächtig sind oder Träger der 
Erreger dieser Krankheiten sind; 

b) an ansteckungsfähiger Tuberkulose erkrankt oder 
dieser Krankheit verdächtig sind; 

c) an einer ansteckenden Hautkrankheit leiden oder 
einer solchen verdächtig sind; 

d) gleichzeitig eine Tätigkeit ausüben, durch die 
Krankheitserreger auf Fleisch übertragen werden 
können; 

e) einen Verband an den Händen tragen, mit Aus¬ 
nahme eines wasserundurchlässigen Verbandes 
zum Schutz einer nicht eiternden Wunde. 
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10. Bei den Personen, die mit Fleisch in Berührung kom¬ 
men, ist durch ein ärztliches Gesundheitszeugnis 
nachzuweisen, daß ihrer Tätigkeit nichts entgegen¬ 
steht; das Gesundheitszeugnis ist jedes Jahr oder 
jederzeit auf Anforderung des amtlichen Tierarztes 
zu erneuern; es muß dem amtlichen Tierarzt zur Ein¬ 
sichtnahme zur Verfügung stehen. 

11. Tiertransportfahrzeuge sind nach jeder Verwendung 
zu reinigen und zu desinfizieren. 

Kapitel II 

Fleisch der in § 12 a Abs. 1 des Gesetzes 
genannten Tiere 

Abschnitt l 

Schlachttieruntersuchung 

1. Die Tiere müssen am Tag ihres Eintreffens im Schlacht- 
belrieb zur Schlachttieruntersuchung vorgeführt wer¬ 
den. Die Schlachttieruntersuchung bei Tieren, die sich 
länger als 24 Stunden im Schlachtbetrieb befunden 
haben, ist unmittelbar vor dem Schlachten zu wieder¬ 
holen. 

2. Der amtliche Tierarzt hat die Schlachttieruntersuchung 
bei ausreichender Beleuchtung nach wissenschaft¬ 
lichen Methoden vorzunehmen. 

3. Die Schlachttieruntersuchung soll folgende Feststellun¬ 
gen ermöglichen; 

a) ob die Tiere von einer auf Mensch oder Tier über¬ 
tragbaren Krankheit befallen sind oder ob Einzel¬ 
merkmale oder das Allgemeinbefinden der Tiere 
den Ausbruch einer solchen Krankheit befürchten 
lassen; 

b) ob die Tiere eine Störung des Allgemeinbefindens 
oder Erscheinungen einer Krankheit erkennen las¬ 
sen; 

c) ob die Tiere ermüdet oder stark aufgeregt sind; 

d) ob Anzeichen vorhanden sind, die darauf Hinwei¬ 
sen, daß den Tieren Stoffe mit pharmakologischer 
Wirkung zugeführt worden sind oder daß die Tiere 
andere Stoffe, die in Lebensmittel übergehen und 
gesundheitlich bedenklich sein können, aufgenom¬ 
men haben oder ob begründeter Verdacht auf Rück¬ 
stände oder Gehalte solcher Stoffe besteht (Rück¬ 
standsuntersuchung). 

4. Es dürfen nicht geschlachtet werden: 

a) Tiere in den Fällen der Nummer 3 Buchstaben a, b 
oder d; 

b) Tiere, die sich nicht lange genug ausgeruht haben, 
die vom Transport erhitzt, stark aufgeregt oder 
auffällig ermüdet sind oder bei denen der begrün¬ 
dete Verdacht besteht, daß sie unter Einwirkung 
von Beruhigungsmitteln stehen; diese Tiere dürfen, 
nachdem sie sich mindestens 24 Stunden ausgeruht 
haben, erneut zur Schlachttieruntersuchung vorge¬ 
führt werden; 

c) Tiere, bei denen Tuberkulose in irgendeiner Form 
festgestellt worden ist oder die auf Grund einer 
positiven Reaktion bei einer Tuberkulinprobe als 
tuberkulosekrank gelten. 

5. In allen übrigen Fällen kann die Schlachtung auf 
Grund des Ergebnisses der Schlachttieruntersuchung 
gestattet werden. 

Abschnitt 2 

Schlachten und Zerlegen 

1. Schlachttiere, die in die Schiachträume verbracht wer¬ 
den, müssen sofort geschlachtet werden. 


2. Die Tiere müssen vollständig entbluten. Zum Genuß 
für Menschen bestimmtes Blut ist in sauberen Behält¬ 
nissen aufzufangen. Das Blut darf nicht mit den Hän¬ 
den, sondern nur mit hygienisch einwandfreien Ge¬ 
genständen gerührt werden. 

3. Geschlachtete Tiere, außer Schweine, sind sofort zu 
enthäuten. Sofern Schweine nicht enthäutet werden, 
sind sie sofort zu entborsten. 

4. Das Ausweiden muß unverzüglich durchgeführt wer¬ 
den und innerhalb von 30 Minuten nach dem Entbluten 
beendet sein. Lunge, Herz, Leber, Milz und Mittelfeli 
können entweder abgetrennt werden oder bis zum 
Abschluß der Fleischuntersuchung in natürlichem 
Zusammenhang mit dem Tierkörper verbunden bleiben. 
Werden sie abgetrennt, so sind sie mit einer Nummer 
oder auf andere Weise so zu kennzeichnen, daß die 
Zugehörigkeit zu dem betreffenden Tierkörper erkenn¬ 
bar ist; das gleiche gilt für Kopf, Zunge, Verdauungs¬ 
kanal sowie andere zur Fleischuntersuchung benötigte 
Teile des Tieres. Die genannten Teile sind bis zum 
Ende der Fleischuntersuchung in unmittelbarer Nähe 
des Tierkörpers zu belassen. Die Nieren müssen bei 
Tieren aller Gattungen in natürlichem Zusammenhang 
mit dem Tierkörper verbunden bleiben, sind jedoch aus 
der Fetlkdpsel zu lösen. 

5. Das Reinigen von frischem Fleisch mit Tüchern sowie 
das Aufblasen sind verboten. Wenn ein religiöser Ritus 
das Aufblasen eines Organs vorschreibt, kann dies zu¬ 
gelassen werden; aufgeblasene Organe sind vom Ex¬ 
port auszuschließen. 

6. Die Tierkörper von Einhufern, von mehr als vier 
Wochen alten Schweinen sowie von mehr als drei 
Monate alten Rindern sind zur Fleischuntersuchung 
vorzuführen, nachdem sie unter Längsspaltung der 
Wirbelsäule in Hälften geteilt worden sind. Bei diesen 
Schweinen und Einhufern ist auch die Längsspaltung 
des Kopfes vorzunehmen. Erforderlichenfalls kann der 
amtliche Tierarzt auch bei anderen Tieren die Längs¬ 
spaltung des Tierkörpers fordern. 

7. Vor beendeter Fleischiintersuchung sind die weitere 
Zerlegung des Tierkörpers, die Entfernung und son¬ 
stige Behandlung von Teilen des gesc hlachteten Tieres 
verboten. 

8. Sofort nach der Fleisrhuntersuchung sind zum Genuß 
für Menschen bestimmte Mägen zu brühen und zu 
reinigen, Därme zu reinigen, zu schleimen und gründ¬ 
lich zu spülen sowie Köpfe und Gliedmaßenenden zu 
brühen, zu enthaaren, zu reinigen und zu enthornen 
oder zu enthäuten und zu enthornen. 

Abschnitt 3 
Fieischuntersuchung 

1. Alle Teile des Tieres einschließlich des Blutes sind so¬ 
fort nach dem Schlachten zu untersuchen, 

2. Die Fieischuntersuchung umfaßt: 

a) die Besichtigung des geschlachteten Tieres; 
b} das Durchtasten einzelner Organe, insbesondere 
von Lunge, Leber, Milz, Uterus, Euter und Zunge; 

c) das Anschneiden von Organen und Lymphknoten; 

d) die Prüfung auf Abweidiung der Konsistenz, der 
Farbe, des Geruchs und gegebenenfalls des Ge¬ 
schmacks; 

e) erforderlichenfalls weitergehende Untersuchungen 
im Laboratorium, insbesondere bakteriologische 
Untersuchungen und Rückstandsuntersuchungen. 

Wird bei der Besichtigung oder beim Durchtasten 
einzelner Organe eines Tieres festgeslellt, daß das 
Tier krankhafte Veränderungen aufweist, durch die 
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die Tierkörper, die Ausrüstungen, das Persona! oder 
die Arbeitsräume verunreinigt werden könnten, so 
dürfen diese Organe in den Schlachträumen nicht an¬ 
geschnitten werden. 

3. Der amtliche Tierarzt hat insbesondere zu untersuchen: 

a) das Biut auf Farbe, Gerinnungsfähigkeit und An¬ 
wesenheit von Fremdkörpern; 

b) den Kopf, den Rachen, die Schlundkopf-, Kehl¬ 
gangs- und Ohrspeicheldrüsenlymphknoten (Lnn. 
retropharyngei, mandibulares et parotidei) und die 
Mandeln; die Zunge ist so weit zu lösen, daß die 
Maul- und Rachenschleimhaut in ihrem ganzen Um¬ 
fang zu sehen ist; die Mandeln sind nach der 
Untersuchung zu entiernen; 

c) die Lunge, die Luftröhre, die Speiseröhre und die 
Lymphknoten an der Lungenwurzel (Lnn. bifurca- 
tiones et eparteriales) und im Mittelfell (Lnn. me- 
diastinales); außerdem ist ein Längsschnitt durch 
Luftröhre und Hauptluftröhrenäste und ein Quer¬ 
schnitt im unteren Drittel der Lunge durch die 
Hauptluftröhrenäste anzulegen; 

d) den Herzbeutel und das Herz; am Herzen ist ein 
Längsschnitt anzulegen, durch den die Kammern 
geöffnet werden und die Scheidewand durchge¬ 
trennt wird; 

e) das Zwerchfell; 

f) die Leber, die Gallenblase und die Gallengänge 
sowie die Lymphknoten an der Leberpforte und der 
Bauchspeicheldrüse (Lnn. portales); 

g) den Magen-Darm-Kanal, die Lymphknoten der 
Magengegend (Lnn. gastrici) und das Mesenterium 
sowie die Mesenteriallymphknoten (Lnn. mesen- 
terici craniales et caudales); 

h) die Milz; 

i) die Nieren und ihre Lymphknoten (Lnn. renales) 
sowie die Harnblase; 

j) das Brust- und Bauchfell; 

k) die Genitalien; bei Kühen ist die Gebärmutter 
durch einen Längsschnitt zu öffnen; 

l) das Euter und seine Lymphknoten (Lnn, suprama- 
marii); bei Kühen ist jede Euterhälfte durch einen 
langen und tiefen Einschnitt bis zu den Zisternen 
(sinus lactiferes) zu spalten; 

m) die Nabelgegend und die Gelenke bei jungen Tie¬ 
ren; im Verdachtsfall ist es erforderlich, in der 
Nabelgegend einen Einschnitt vorzunehmen und die 
Gelenke zu öffnen. 

Die genannten Lymphknoten sind systematisch frei¬ 
zulegen und der Länge nach in möglichst dünne Schei¬ 
ben zu schneiden. 

Im Verdachtsfall sind außerdem folgende Lymphkno¬ 
ten in gleicher Weise anzuschneiden: die Buglymph¬ 
knoten (Lnn. cervicales superficiales), die Achsel¬ 
lymphknoten (Lnn. axillares proprii et primae costae), 
die Brustbeinlymphknoten (Lnn. sternales craniales), 
die Halslymphknoten (Lnn. cervicales profund! et 
costocervicales), die Kniekehllymphknoten (Lnn. po- 
plitei), die Kniefaltenlymphknoten (Lnn. subiliaci), die 
Sitzbeinlymphknoten {Lnn. ischiatici), die mittleren 
und seitlichen Darmbeinlymphknoten (Lnn. iliaci) und 
die Lendenlymphknoten (Lnn. lumbales). Bei Schafen, 
Ziegen und Tieren etwa gleicher Größe sind die Öff¬ 
nung des Herzens und das Anschneiden der Lymph¬ 
knoten des Kopfes nur im Verdachtsfall vorzunehmen, 
bei Kaninchen und Schlachttieren etwa gleicher Größe 
sind die zu untersuchenden Teile zu besichtigen, er¬ 
forderlichenfalls zu durchtasten und anzuschneiden. 

4. Der amtliche Tierarzt hat darüber hinaus folgende 
systematische Untersuchungen vorzunehmen; 


A. auf Cysticercose: 

a) bei über 6 Wochen alten Rindern 

an der Zunge durch einen Längsschnitt in die 
Muskulatur der unteren Fläche, ohne den Zun¬ 
genkörper stark zu beschädigen; 
an der Speiseröhre nach Lösung von der Luft¬ 
röhre; 

am Herzen durch einen von den Herzohren zur 
Herzspitze verlaufenden Schnitt in beiden Herz¬ 
hälften zusätzlich zu dem in Nummer 3 Buch¬ 
stabe d vorgeschriebenen Schnitt; 
an den inneren und äußeren Kaumuskeln durch 
je zwei parallel zum Unterkiefer verlaufende 
Schnitte vom unteren Unterkieferrand bis zur 
oberen Anheftungsstelle der Kaumuskeln; 
am muskulösen Teil des Zwerchfells nach Lö¬ 
sung von seinem serösen Überzug; 

an den freigeiegten Muskelflächen des Tier¬ 
körpers; 

b) bei Schweinen an den freigelegten Muskelflä¬ 
chen, insbesondere an den flachen Keulenmus¬ 
keln, an der Bauchwand, an der vom Fettgewebe 
befreiten Psoasmuskulatur, an den Zwerchfell¬ 
pfeilern, an den Zwischenrippenmuskeln, an 
Herz, Zunge und Kehlkopf, 

B. Auf Distomalose: bei Rindern, Schafen, Ziegen und 
wiederkäuendem Schalenwild durch Einschnitte an 
der Magenfläche der Leber, durch die die Haupt¬ 
gallengänge eröffnet werden, sowie durch einen 
tiefen Schnitt an der Basis des „Spigelschen Lap¬ 
pens". 

C. Auf Rotz; bei Einhufern durch Besichtigung der 
Schleimhäute von Luftröhre, Kehlkopf, Nasenhöhle 
und ihrer Nebenhöhlen nach Spaltung des Kopfes 
längs der Mittellinie und Herausnahme der Nasen¬ 
scheidewand. 

5. Eine Rückstandsuntersuchung, insbesondere eine 
Untersuchung auf Stoffe mit antimikrobieller Wirkung 
(Hemmstoffe), Östrogen wirkende Stoffe und Thyreo¬ 
statika, ist stichprobenweise durchzuführen. Eine 
Rückstandsuntersuchung ist ferner bei begründetem 
Verdacht vorzunehmen. 

Abschnitt 4 

Zerlegen von Fleisch nach § 12 b Abs. 7 des Gesetzes 

1. Fleisch, das nicht dieser Verordnung entspricht, darf 
sich in den zugelassenen Zerlegungsbetrieben nur 
dann befinden, wenn es dort in besonderen Abteilun¬ 
gen gelagert wird; es muß an einem anderen Ort und 
zu einem anderen Zeitpunkt zerlegt werden, als das 
Fleisch, das dieser Verordnung entspricht. 

2. Frisches Fleisch, das zerlegt werden soll, muß vom 
Zeitpunkt der Einlieferung in den Zerlegungsbetrieb 
bis zum Zeitpunkt der Bearbeitung im Kühlraum ge¬ 
lagert werden. 

3. Frisches Fleisch darf nur entsprechend den Arbeits¬ 
erfordernissen in den Zerlegeraum verbracht werden 
und muß nach dem Zerlegen und dem vorgesehenen 
Verpacken in den Kühlraum gebracht werden. 

4. Während des Zerlegens darf die Temperatur im Zer¬ 
legeraum nicht höher als + 10° C sein. 

5. Beim Lagern, Zerlegen und Entbeinen sowie bei dem 
Verpacken darf die Innentemperalur des frischen Flei¬ 
sches + ?° C und die der Nebenprodukte der Schlach¬ 
tung + 3° C niemals übersteigen. Im Augenblick der 
Zerlegung darf der pH-Wert des frischen Fleisches — 
ausgenommen Wildbret — nicht über 6,1 liegen; diese 
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l^rüluDcj nutß (HU yroßen Rüekenjnuskel in Höhe der 
{I :i:(‘Izeh n i C'n R i [)po v n v gr' n o in i n c n \v erden. 

6. Dds R{yinige.n von irisehinri Fh'i.seii rnil. Tüchern sowie 
das Aul blasen sind verbolen. Wenn ein religiöser 
Ritus das Aulblaserv eines Organs vorscdrreibL, kann 
dies zugelassen werden; aulgebiasone Organe sind 
vom Gxporl ausz lisch ließen. 

Abschnill 5 
Beul lei hing 

1. Pleisch, dtis iüt dk^ Bundesrepublik Deulschland be- 
sUmint ist, darf nur als lauglich zum Oeiuiß für Men¬ 
schen bt'nrteüt und gekcmnzcncbnel werden, wenn es 
keinerlei Abwmehungen <udgewiesen hat, mit Aus- 
iiahuu^ von kurz voi' der Schlachtung e:nIstandenen 
Verlc'lzungen oder von Mißtnidungcii oder von örflieh 
begrenztmi Ai)weii hungen, sowi^ii diese Verlulzüngen, 
Mißbikinngeii (Kk'r Abwinchungen sich nicht nach- 
leilig aul div (ienußhuiglidiktut dc^s Tierkörpers ein¬ 
schließlich der ila/ugehörigim Nebenprodukte der 
SchlachUing auswirken oder dii' numschliche Gesund¬ 
heit nicht gefallrdem. 

2. Vom Versand sind in jmiem halle auszuschließen: 

<i) Fleisch von Giiern und kryplorchiden Schw^einen; 

b) Fleisch, das Rücksfüncie enthalt von Stoffen mit 
phannakologisdu'! Wirkung oder anderen Stoffen, 
die in Lcdxvnsmiilei ül,)erg<\hen und gesundheitlich 
fiedenklich sein können und lür dii' TTüclisimengen 
iiiclil leslgesiü/.t sind oiler, die fesiqeseüzte flöc:hst- 
mengen ühmsch reiten; 

c) Fleisch, das mit ionisieieiukm, oder ultravioletten 
Strahlen lieh and eit worden ist, sowie Fleisch von 
Tieren, wenn ZarlmaclHM- oder andere Stoffe ver- 
wend(‘t worden sind, die die Zusammensetzung 
oder die organoleplischen Eigenscvliaften, insbe¬ 
sondere Geruch, Farbe, Geschmack, Konsistenz 
des Fleisches ändern könnten; dies gilt auch, wenn 

insbesondere bei Kaninclien - - Behandlungsver- 
fahren angewenclot worden sind, diiich die Flüssig¬ 
keit in das filsche Fküsch gelangL, die technisch ver¬ 
meidbar ist; 

d) Fleisch, das mit lärbcMukm Stoffen behandelt wor¬ 
den ist; ausgenommen, ist das Stem])elii frischen 
Fleisches mit Methylviolett; 

e) Fleisch von Timen, bei denen Tuberkulose in 
irgendeiner Form festgestelU: worden ist oder die 
auf Grund einer positiven Reaktion bei einer Tuber¬ 
kulinprobe als tiiberkulosekrank gelten; 

f) Fleisch, wenn beü der Fleisch Untersuchung Tuber¬ 
kulose in irgemdeineu- Form, eine oder mehrere 
lebende odeu' abgestorbene Finnen oder Trichinen 
festgestcdlt worden sind; 

g) Fleisch von zu jung gesclilachteten Tieren; 

h) frisches Hack fleisch odm; ähnlich zerkleinertes 
Fleisch; 

i) Reste der fyiuskulatur, des Fettgewebes oder 
anderer Gewebe, die beim Zerlegen oder Entfernen 
der Knochen anfallen oder am Knochen haften 
bleiben, sowie Teile der Muskulatur oder anderer 
Gewebe des Kopfes, mit Ausnahme der Zunge; 

j) diejenigen Teile, die kurz vor dem Schlachten er¬ 
littene Verletzungen oder Mißbildungen oder Ab¬ 
weichungen (Nummer 1) aufwcMsen; 

k) frisches Blut. 

3. Zubereitetes Fleisch, das für die Bundesrepublik 
Deutschland bestimmt ist, darf nur dann nach Kapi¬ 
tel IV Abschnitt 3 Nr. B gekennzeichnet worden, wenn 
über die Anforderungen von Nr. 1 und Nr. 2 Buch¬ 


stabe a bis g hinaus eine mindestens stichprobenweise 
Untersuchung nach Abschnitt 3 Nr, 5 ergeben hat, daß 
es genußtauglich für Menschen ist und die mensch¬ 
liche Gesundheit nicht gefährdet. 

Kapitel III 

Wildbret nach § 12 a Abs. 2 des Gesetzes 

Abschnitt 1 

Gewinnen von Wildbret 

1. Wild, ausgenommen Hasen und ähnliches Niederwild, 
ist ohne Verzögerung nach dem Erlegen aufzubreclien 
und auszuweiden. Das Enthäuten und eine Zerlegung 
am Erlegungsort ist nicht zulässig; Herz, Lunge, Leber 
und Nieren sind so zu kennzeichnen, daß ihre Zuge¬ 
hörigkeit zu dem betreffenden Tierkörper festgestellt 
werden kann; sie müssen bis zum Abschluß der amt¬ 
lichen Untersuchung beim Tierkörper verbleiben. 

2. Beim Erlegen und beim Aufbrcclicn ist darauf zu ach¬ 
ten, ob 

a) das Tier von einer auf Mensch oder Tier über¬ 
tragbaren Krankheit befallen ist oder ob Einzel- 
rnerkinalc oder das Aligemeinbefmden den Aus¬ 
bruch einer solchen Krankheit befürchten lassen; 

b) Ersdicinungen einer Krankheit oder eine Störung 
des Allgemeinbefindens erkennbar sind, wodurch 
das Wildbret untaiigiich zum Genuß für Menschen 
werden kann; 

c) Anzeichen vorhanden, sind, die darauf hinweisen, 
daß den Tieren Stoffen mit pharmakologischer Wir¬ 
kung zugeführt worden sind oder daß die Tiere 
andere Stoffe, die in Lebensmittel übergehen und 
gesundheitlich bedenklich sein können, aufgenom¬ 
men haben oder ob begründeter Verdacht auf Rück¬ 
stände oder Gehalu? solcher Stoffe besteht. 

Die dabei getroffenen Feststellungen sind dem zustän¬ 
digen amtlichen Tierarzt mitziiteileii, 

3. Wildbret ist unmittelbar nach dem Erlegen so aufzu¬ 
bewahren, daß es gründlich auskühlen kann. Reicht 
die Außentemperatur nicht aus, um das Wildbret als¬ 
bald auf eine InnentemperaLür von + 7^ C zu kühlen, 
so ist es möglichst bald, spätestens jedoch innerhalb 
von 10 Stunden nach dem Erlegen, in eine dazu ge¬ 
eignete Kühleinrichtung zu verbringen. Wildbret soll 
innerhalb von 24 Stunden einem zugelassenen Wild- 
exportbeirieb zugelührt, dort erforderlicbenfalls ausge- 
weidet, amtlich untersucht, beurteilt und gekenn¬ 
zeichnet werden. 

4. Die Leibeshöhle ist zur Untersuchung so zu öffnen, daß 
sie besichtigt werden kann. 

5. Vor der Untersuchung können erforderlichenfalls die 
Enthäutung und die Teilung in Hälften unter Längs- 
spaltung der Wirbelsäule und des Kopfes gefordert 
werden. Bei Einhufern ist die Längsspaltung des Kop¬ 
fes in jedem Falle vorzunehmen. 

6. Bei allen Arbeiten, insbesondere beim Transport und 
der Lagerung vor der Untersuchung, ist darauf zu 
achten, daß eine Übertragung von Krankheitserregern 
vermieden wird. 

Abschnitt 2 

Untersuchung von Wildbret 

1. Boi der amtlichen Untersuchung sind: 

Tierkörpe-^r und Eingeweide zu besichtigen, erforder¬ 
lichenfalls zu durchtasten und anzuschneiden; dabei 
ist auch auf Abweichung der Konsistenz, der Farbe 
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und dos Gorucbs /n acblon, Reichen die Ergebnisse 
der Unlorsiu'liung nacli Sat/ \ für oiiio Beiril.eüung 
nicht, aa.s, so ist eine woilergoliende ltn1<Msuchung iiii 
Laboral.orium dui cir/uiiihron. Woilergoiu'nde Unier- 
suchimgon können sich auf eine für dic' Beurledung 
d e V g (-^ s a rn 1 e n, g (* \ 11 cn 11 s (U ii e n S! r (u k (' a u s r o i c f i (* n d e 
S I. i c h ]) r o I) (‘ ri z a 1 1 1 b (' s (: h r ä 1 1 k (m. 

2, Eine Rüc'kslanclsunl.ersuciiung isl. stichprobenweise so¬ 
wie bei begründcdein Verdachl vorzunelrrnen. Sofern 
Wildbrel bakleriologiscTi unUu'sucht, wird, isl: außer¬ 
dem aul [leininstoffe zu uniersuclic-u. 

3, Wird eine vveiUngeliende Lnietsuchung auf Grund 
begründelen Verdachts durclujeführi, so ist die Be¬ 
urteilung aller Tiere' einer g('ineinsa mkui Strecke oder 
Teile davon, von denen den (Jrnslanden naeh ange- 
iioinnien, weiden kann, d<iß sie die gleichen Mängel 
aufweisen, so lange zui ück/iisteilen, bis die weiter- 
g Q h e n d e l) n I (u‘ s u (■ 1 1 u n g a l) g e s c 1 1 1 o s s (: 11 i s 1. 

4, Bei der Unlor such ung ist insliesonderc zu acditen auf: 

a) Krankl!('if('n, die auf Mf'usc h odei‘ Ticu' übertragbar 
sind, 

b) bösartige', odei iniiM.iph' G('S( liwülsle, inulUple Abs¬ 
zesse, 

c) au.sgebreileleu Püia.siteniudall in der Unterhaut 
oder in der Muskulatur, 

d) Rückstände' oder Gehalte von Stoffen im Sinne von 
.Abschnitt 1 Niunrner 2 Biichslabe c), 

e) Vergiftung, 

f) Anzeichen für natüilidunr Tod, Vere:nden in Fallen 
oder Erlegen in der Agonie, 

g) umfangreiche Verlelzungen oder umfangreiche 
blutige oder wässrige Durchlränkungen, 

h) Zersetzungsvorgänge, wie das Verhitzen insbeson¬ 
dere nach verspätet ein Auf finden oder Auf brechen, 

i) erhebliche Abweichungen liinsichtlich Farbe, Ge¬ 
ruch oder Geschmack, 

j) erhebliche Abweiclruiigen in der Konsistenz, ins¬ 
besondere Wässrigkeit oder hochgradige Abmage¬ 
rung, 

k) Verschmutzung, die auch durch gründliche Reini¬ 
gung nichl. ])eseitigL werden kann. 

Abschnitt 3 

Beurteilung von Wildbret 

1. Wildbret darf nur als tauglich zum Genuß für Men¬ 
schen beurteilt und gekennzeichnet werden, wenn es 
keinerlei Abweichungen aufgewiesen hat mit Aus¬ 
nahme von frischen Verlelzungen, die durch das Er¬ 
legen entsfanden sind oder von Mißbildungen oder 
von örtlich begrenzten Abweichungen, soweit diese 
Verlelzungen, Mißbildungen oder Abweichungen sich 
nicht nachteilig auf die Genußtauglichkeit des Wild¬ 
brets auswirken oder die .tnenschliche Gesundheit 
nicht gefährden. 

2. Vom Versand sind in jedem Falle auszuschließen: 

a) Wildbret, bei dem einer der in Abschnitt 2 Nr. 4 
aufgeführten Mängel festgesfellt worden ist; 

b) Wildbret, das mit ionisierenden oder ultravioleUen 
Strahlen behandelt worden ist, sowie Wildbret, 
wenn ZarLmacher oder andere Stoffe verwendet 
worden sind, die die Zusammensetzung oder die 
organoleptischen Eigcmschaften, insbesondere Ge¬ 
ruch, Farbe, Geschmack, Konsistenz des Wilbrets 
ändern könnten; dies gilt auch, wenn — insbeson¬ 
dere bei Hasen — Behandlungsverfahren angewen¬ 
det worden sind, durch die Flüssigkeit in das Wild¬ 
bret gelangt, die technisch vermeidbar ist; 


c) Wildbret, das mit färbenden Stoffen behandelt wor¬ 
den ist; ausgenommen ist das Stempeln des Wild¬ 
brets mit MelhylvioletL; 

d) Wildbret, bei dem Tuberkulose in irgendeiner 
Form, eine oder mehrere lebende oder abgestor¬ 
bene Muskelparasiten, insbesondere Trichinen, fest- 
gestellt worden sind; 

e) diejenigen Teile, die kurz vor dem Erlegen erlittene 
Verletzungen, Mißbildungen oder Abweichungen 
(Nr. 1) aufweisen, sowie sonst nicht geeignete 
Teile. 

3. Vom Export nach der Bundesrepublik Deutschland sind 
auch gemeinsame Strecken oder zusammengehörige 
Teile ausznschließen, wenn 

a} den Umständen nach dnzuiiehmen. ist, daß sie 

aa) von einer auf Mensch oder Tier übertragbaren 
Krankheit befallen sind, 

bb) mit Ansteckungsstoffen einer auf Mensch oder 
Tier übertragbaren Krankheit in Berührung ge¬ 
kommen sind oder 

b) auch nur bei einem Tier eine Rückstandsunter¬ 
suchung ein positives Ergebnis gehabt hat. 

Kapitel IV 

Gemeinsame Vorschriften 

Abschnitt 1 

Behandlungsverfahren und Zubereitung 

1. Behandlungsverfahren im Sinne von § 2 Abs. 1 Nr. 3, 
auch in Verbinclung mii der Anwendung von Rauch, 
sind: 

a) Erhitzen: die Behandlung des Fleisches mit trocke¬ 
ner oder feuchter Hitze, sofern im Kern des Flei¬ 
sches eine Temperatur von mindestens I' 65° C 
während einer Dauer von 10 Minuten gehalten 
wird, oder, sofern bei Fleisch, das in luftdicht ver¬ 
schlossenen Behältnissen mindestens für ein Jahr 
haltbar gemacht wurde, nach einer Bebrütung bei 

I 37° C einer ausreichend großen Stichprobe aus 
jeder Kochung lebensfähige Keime und organolep¬ 
tische Veränderungen in den bebrüteten Behält¬ 
nissen nicht nachgewiesen wurden. Die Behältnisse 
sind 7 Tage, falls erforderlich darüber hinaus so¬ 
lange zu bebrüten, bis im Kern des Fleisches min¬ 
destens 48 Stunden eine Temperatur von l- 37° C 
geherrscht hat; 

b) Pökeln; die Behandlung des Fleisches mit Speise¬ 
salz allein oder in Verbindung mit Pökelstoffen, 
sofern das Flei.sch in allen Teilen einen Salzge¬ 
halt von mindesten.s 4 T'o aufweist. Die Vorausset¬ 
zung des genannten Salzgehaltes gilt nicht für in 
Muskel- oder Organgeweben eingelagertes oder 
diesem angelagertes straffes BindegeMrebe, Fett-, 
Knochen- und Knorpelgewebe; 

c) Trocknen: die Behandlung des Fleisches, sofern 
dem Fleisch in allen Teilen Flüssigkeit bis zu einem 
Rest von 10 Vo entzogen wird; 

d) Auslassen von Fett: die Behandlung des Fettge¬ 
webes, bei der Fett aus dem Gewebe austritt; 

e) Einlegen in Beizen: das Behandeln des Fleisches 
mit saueren gewürzhaltigen Aufgüssen, sofern das 
Fleisch in allen Teilen einen pH-Wert von höch¬ 
stens 4,5 erreicht. 

Setzt die geforderte Haltbarkeit die Einhaltung einer 
bestimmten Temperatur voraus, so sind auf den Packun¬ 
gen oder Behältnissen die erforderliche Lagertempera- 
tur und die Haltbarkeit anzugeben. Der in Buchstabe b 



3174 


BundosgeseLzblatt, Jahrgang 1974, Teil I 


geritinnle iVl.iiideslgelidll, c\n Sj)(;isesül/, d<ijf höchsten.s 
um die Hälfle iintcrrscliriMen werden, wenn sichcr- 
geslelll. ist, (iaB eiiK' JUiltharkoit von mindestens drei 
Monaten gewahrlc'istet isl. Di(^s gilt nicht bei zube- 
reitelein ] lac klUnsch, iVraiwursI, Briih- und Bratwurst* 
t)rät sowi(' ähnliclum Ci /cnignissen, 

2. Das Z(‘i l('g(m, hn!Ix'incii und Zei kjeifiern von (rischem 
Fleisch, (hnt nur in (Um vorgt'schriebenen Räumen 
erfolgfm. 

3. Beim von Pleist li sind !>(>! jedtu' Kochung die 

innentem|)(n'atur (l(;s rieisclu's und die Erhilzungs- 
dauer zu messen, iuk! (orilautend zu registrieren, Die 
Diagranmie sind mit lautenden Nummern und der 
Angalx^ d('s l'agr's und Monats der Kochung zu ver¬ 
sehen und ein .Iaht autzubewa(]icm. 

4. ln Pökeh'diimcm dart dit' Temperatur ! 10'' C nicht 

übersteigen. 

5. In Kiddränmen darf die Tcmiperatur ! 3*^" C nicht 

übersteigen. 

(>. Die Züberrutung von Fhuscli ist laufend und wenn 
angezeigt, bakteriologiselr zu kontrollieren. 

Abschnitt 2 

Verpackung und Umhüllung 

1. Das Verpackungsmaterial wie* Kisten oder Kartons, 
muß hYgienisch (dnwan(Ilr('i sein, insbesondere muß 
es so beschdlfen sinn, (hdl die organoleptischen Eigen* 
schatten des Fkrischcis nietjt verändert und für den 
Menschen scliädliche Sloffe auf das Fleisch nicht über¬ 
tragen. werden, sowie so ausreiciiend fest, flüssigkeits- 
und lettundiirchlässig sein, daß ein wirksamer Schutz 
des Fleisches wälirend (hrs Transportes und der wei¬ 
te ren B eh a iid 1 u ng g o w ä h rl (u s t (d. i st, 

2. Das VerpackungsmaI.eTicd darf zur Verpackung von 
Fleisch nur wiederverwendet werden, wenn es aus 
korrosionsfestem, leichf zu reinigendimi Muterial be¬ 
steht und vor der Wiechu'verwencliing gereinigt und 
desinfiziert worden ist. 

3. Schutzhüllen, wi(^ Kunststol!()li(m, müssen zur Um¬ 
hüllung von Irischem ri(?is(:li durchsichtig und larblos 
sein sowie d(m unter Nr. 1 gestellten Anforderiingen 
entsprechen; sie dürtc'n nicht vviederverwendet wer¬ 
den. 

4. Zerlegtes frisches Fleiscii mit Ausnalime v(^n Speck¬ 
stücken und Baudistücken muß in allem Fällen von 
einer Schutzhülle umgehen sein, sofern es nicht hän¬ 
gend betördert wird. Die Umhüllung von zerlegtem 
Irischem Fleisch einschließlich der Nebenprodukte der 
Schlachtung mit Schutzhüllcu muß sogleich nach dem 
Zerlegen hygienisch einwandfrei erfolgen. 

5. Die einzelne Verpackung und die einzelne Umhüllung 
dürfen nur frisches Fleisch der gleichen Tiergattung 
enthalten. 

Abschnitt 3 
Kennzeichnung 

1. Für die Kennzeichnung der GenußtaugiicJikeit ist der 
amtliche Tierarzt verantwortlich. Zu diesem Zweck 
besitzt und verwahrt er 

a) die für die Kennzeichnung der Genußtauglichkei! 
des Fleisches bestimmten Geräte, die er dem Hilfs¬ 
personal erst Zinn Zeilpunkt der Kennzeichnung 
und nur tür die hierfür erforderliche Zeit über¬ 
geben darf; 

b) Etikellen nach Nr. 7 und 8, soweit sie bereits mit 
einer Kennzeichnung nach Nr. 2 oder 3 versehen 


sind, sowie Stempelplaketten nach Nr. 3; sie wer¬ 
den dem Hilfspersonal zu dem Zeitpunkt, zu dem 
sie anzubringen sind, in einer dem Bedarf entspre¬ 
chenden Anzahl übergeben; 

c) mit einer Kennzeichnung versehene Schulzhüllcn 
nach Nr. 7. Diese Schutzhüllen werden dem Hilfs¬ 
personal zu dem Zeitpunkt der Verwendung und ln 
der dem Bedarf entsprechenden Anzahl übergeben. 

2. Die Kennzeichnung der Genußtauglichkeit ist mit 
einem ovalen Stempel von 6,5 cm Breite und 4,5 cm 
Höhe vorzunehmen. Der Stempel muß deutlich lesbare 
Angaben enthalten: im oberen Teil in lateinischen 
Großbuchstaben den Namen dos Versandlandes oder 
die im Rahmen des internationalen Übereinkommens 
über die Kraltlahrzeugzulassung anerkannte Herkunfts- 
bezeichnung für dieses Land; in der Mitte die Veteri- 
närkontronnurnmer ries zugelassenen Betriebes. Die 
Buchstaben müssen 0,8 cm und die Ziffern 1 cm hoch 
sein. Als Stempelfarbe darf nur Methylviolett verwen¬ 
det werden. Der Stempel kann einen Hinweis enthal¬ 
ten, auf Grund dessen sich ermitteln läßt, welcher 
Tierarzt das Fleisch untersucht hat. 

3. Die Kennzeichnung kann auch mit Hilfe einer ovalen 
Stcmpciplakette erfolgen, die so beschaffen ist, daß 
ihre Wiederverwendung unmöglich ist; sie muß aus 
widerstandsfähigem, hygienisch einwandfreiem Ma¬ 
terial bestehen. Die Stempelplakette muß folgende, 
deutlich lesbare Angaben enthalten: die im Rahmen 
des internationalen Übereinkommens über die Kraft¬ 
fahrzeugzulassung anerkannte Herkunftsbezeichnung 
für dieses Land; in der Mitte die Veterinärkontroll- 
nurnmer des zugeiassenen Betriebes. Die Buchstaben 
und die Ziffern müssen 0,2 cm hoch sein. Die Stempel- 
piakette kann einen Hinweis enthalten, auf Grund 
dessen sich ermitteln läßt, welcher Tierarzt das 
Fleisch untersucht hat. 

4. Tierkörper sind mit einem Färb- oder Brandstempel zu 
kennzeichnen, der den Vorschriften von Nr. 2 ent¬ 
spricht. Bei Tierkörpern mit einem Gewicht von mehr 
als 60 kg ist jede Hälfte mindestens an folgenden Stel¬ 
len zu stempeln: Außenseite der Keule sowie Lende, 
Rücken, Bauch, Schulter und Brustfell; bei Tierkörpern 
von Kaninchen und von Tieren etwa gleicher Größe 
genügt ein Stempelubdruck; andere Tierkörper sind 
mindestens auf jeder Schulter und auf der Außenfläche 
jeder Keule zu stempeln, 

5. Die Leber ist mit einem Brandstempel nach Nr. 2 zu 
kennzeichnen. Kopf, Zunge, Herz und Lunge sind mit 
einem Färb- oder Brandstempel zu kennzeichnen, der 
den Vorschriften von Nr. 2 entspricht. Zunge und 
Herz von weniger als drei Monate alten Rindern sow'ie 
von Schweinen, Schafen und Ziegen, alle Eingeweide 
von Kaninchen und von Tieren etwa gleicher Größe 
brauchen nicht gestempelt zu werden. 

6. Teilstückc von Rindern, Schweinen, Schafen, Ziegen 
und Einhufern außer Talg, Flomen, Schwanz, Ohren 
und Gliedmaßenenden, die in Zerlegungsbetrieben von 
(rrdnungsgeraäß gekennzeichneten Tierkörpern gewon¬ 
nen sind, müssen, sofern sie keinen Stempelabdruck 
tragen, mit einem Färb- oder Brandstempel gekenn¬ 
zeichnet werden, der den Vorschriften der Nr. 2 ent¬ 
spricht und an Stelle der Veterinärkontrollnummer 
des Schlachtbetri(?bes die Veterinärkontrollnummer 
des Zerlegungsbetriebes enthält. An Stelle des Färb- 
oder Brandstempels kann auch die Kennzeichnung 
nach Nr. 3 treten. 

Speckslücke oder Bauchstücke, von denen die Schwarte 
abgetrennt worden ist, können zu höchstens 5 Stück 
gebündelt werden; jedes Bündel oder gegebenenfalls 
jedes Stück ist unter amtlicher Aufsicht zu plombieren 
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und luil (uiinm Eliluai /u vorsehon, da.s nach Nr. 2 
gekounzcviclincl isl. An Stclic cIcm' Kentizoichnuiig nach 
Nr. 2 kann aiKli die Kenn/eirhnung nach Nr. 3 ver¬ 
wand ei weiden. 

7. Die Kennzeir iuinng von Wildbi'cd, von Fleisch des in 
§ 12 a Abs, 1 des Gesel/es cjenannLen Haarwildes und 
von llauslieren außer von Rinden), Schweinen, Scha¬ 
fen, Zic‘gen und Einhvitcnai kann abwa'ichend von Nr. 4 
und 5 durch (dne Sleinpelj)lakeile nach Nr. 3, durch 
Aufdruck auf (dner tesl, zii verschließenden Schutz- 
hüilc oder du i ch A bdi uck aii l einem tesL mit. der 
SchutzliülU' verlninderum odrn Id^st am Tierkörper an- 
gebrac’hlen Hlikell; vorgenonnnen werden. Die Kenn- 
zei.chtinng muß gnl sic hibar sc'in und den Vorsdvriflen 
in Nr. 2 oder 3 eidspreclieri. (lekennzeiehnet.e Schiitz- 
fuillen dürfen nach (dehraneli niclU: wieder verwendet, 
werden. 

8. Die Vei pack iing muß md ei nenn Elik ei l versehen sein, 
das gul sichtbar ist und das eine' gut leseriiche Kenn¬ 
zeichnung nach Nr. 2 oder 3 cmtlialt. Es ist. so anzu- 
i)iingen, daß es bei Gilming des Veischlusses der Ver¬ 
packung zerstört wird; cs muß außerdem eine laufende 
Nümrruvr enthallern. 

Abschnitt 4 

Lagerung und Beförderung 

1. Frisches Fleiscli ist, nacti der Flej.schunLersuchung 
vor der Beförderung sotoil so zu lagern und zu küh¬ 
len, daß folgende Innenlemperaturen erreichl und 
eingehalten werden.; 

a) frisrlie Neben[irotfuklo dei' Schlachtung |- 3^^ C 
1)) Wildbrot und frischi's Kaniin tientlc^isch ' 4''C 
c) sonstiges frisdK's l’leisch. H 7''" C. 

2. Frisches unverpacktes Eleisch, das der Verordnung 
onlsprichl, isl von dem, das ihr nicht entspricht, ge¬ 
trennt zu lagern und zu befördern; unverpacktes 
Wildbiad. isl für sic h zu iacjei n und zu befördern. 

3. Bei der Lagerung von rielgcdroi enem Fk'isch darf eine 

brnenlemperatur von inind(^siens W C, bei der 
vo,n gefrorenem Fjeisc li von rninchrstens - - 12" C 

nicht überschrillen wuirdcm. Bei der Lagerung von 
zuberc'itetem. Ideisd) darf die auf den Packungen 
f)der Behäitnissem atigegebc lu' Temperatur niebt 
ü bersch rillen werden. 

4. Frisches f'leiseli muß in Transpoi Imitteln befördert 
werden, die so eingenichtot sind, daß die einzelnen 
Fleischsenduagcm. nietil vu^rwechselt worden können 
und während der gesamtem Beförderung folgende 
Innenlemperainreu des Fleisches gcwährleislGt sind: 


d) frische Ni 'bc'nprodukte der Schlachtung L 3’" C 

b) Wi 1 d I)re 1 u 11 d I r i sc 1 1 e s K an i n c \iq n 11 e isc h ■! ■ 4C 

c) frisches Fleisch, das in Buchstabe a) 

und b) nicht genannf ist, i- 7^ C 

(1) gefrorene frisclu* Nebenprodukle der 

Schlachtung und gefrorenes Wildbret, — 12° C 

e) gefrorenes Irisches Fleiscli, das in 

Buchstabe d) nicht genannt ist, ~ 10° C 

f) tiefgefrorenes Fleisch, — 18° C 

g) bei zubereitetem Fleisch die auf den 
Packungen oder ßeh äl tui sson 
angegebene Tem per atu r. 


Durch (las Be- und Enlladcm, insbesondere durch Wit- 
terungseinflüsse, darf das Fleisch hygienisch nicht 
bee i n t rächtig t werden. 
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5. Die Transportmittel zur Beförderung von frischem 
Fleisch müssen ferner mindestens folgende Voraus¬ 
setzungen erfüllen: 

a) Ihre Innenwände und andere Teile, die mit fri¬ 
schem Fleisck in Berührung kommen können, müs¬ 
sen aus korrosionsfestem Material bestehen und 
müssen so beschaffen sein, daß weder die organ¬ 
oleptischen Eigenschaften des frischen Fleisches be¬ 
einträchtigt noch gesundheitsschädliche Stoffe auf 
dieses übertragen werden können. Die Innen¬ 
wände müssen glatt sowie leicht zu reinigen und 
zu desinfizieren sein; 

b) cs müssen wirksame Vorrichtungen zum Schutze 
des frischen Fleisches vor Staub und Insekten 
vorhanden sein sowie eine Abdichtung, daß Flüs¬ 
sigkeit nicht ablaufen kann; 

c) zur Beförderung von unverpackten Tierköipern, 
Tierkörperhälften und Tierkörpervierteln sowie 
von unverpacktem zerlegtem frischen Fleisch mit 
Ausnahme von verpacktem Gefrierfleisch ist eine 
Aufhängevorrichtung aus korrosionsfestem Ma¬ 
terial so anzubringen, daß das Fleisch den Boden 
nicht berühren kann; 

d) sofern Fleisch nicht hängend befördert wird, müs¬ 
sen hygienisch einwandfreie, dieser Verordnung 
entsprechende Unterlagen, Verpackungen oder 
Behältnisse in ausreichender Zahl für die Auf¬ 
nahme des Fleisches zur Verfügung stehen, 

6. Für die Beförderung von unverpacktem zubereitetem 
Fleisch gilt Nr. 5 Buchstabe a), b) und d), 

7. Die Transportmittel zur Beförderung von frischem 
Fleisch dürfen nicht benutzt werden 

a) zur Beförderung von lebenden Tieren oder 

b) von Stoffen, die das frische Fleisch beeinträchti¬ 
gen oder infizieren können; dies gilt nicht, wenn 
die Transporträume nach dem Entladen solcher 
Stoffe wirksam gereinigt und desinfiziert sowie 
gegebenenfalls desodoriert worden sind. 

8. Fleisch darf mit anderen Stoffen, die es insbesondere 
durch Übertragung von Geruch beeinträchtigen kön¬ 
nen, in demselben Transportraum nur befördert wer¬ 
den, wenn durch ausreichende Vorsichtsmaßnahmen 
eine Beeinträchtigung des Fleisches nicht zu befürch¬ 
ten ist. 

9. Fleisch darf nur in sauberen Transporträumen beför¬ 
dert werden. Transporträume, Unterlagen, Ver¬ 
packungen und Behältnisse zur Beförderung von un¬ 
verpacktem Fleisch sind vor jeder Wiederverwen¬ 
dung zu reinigen, zu desinfizieren und erforderlichen- 
fciUs zu desodorieren. 

10. Tierkörper, Tierkörperhälften und Tierkörperviertel 
sind, mit Ausnahme von nicht gefrorenen Tierkörpern 
von Kaninchen und Tieren etwa gleicher Größe sowie 
von verpacktem Gefrierfleisch, hängend zu befördern. 
Andere Teilstücke, Nebenprodukte der Schlachtung 
sowie Tierkörper von Kaninchen und Tieren etwa 
gleicher Größe sind entweder hängend oder hygie¬ 
nisch einwandfrei auf Unterlagen zu befördern; dies 
gilt nicht für umhülltes und verpacktes Fleisch; Ein¬ 
geweide dürfen nur verpackt befördert werden. 

Abschnitt 5 

Überwachung von Betrieben 

1. Die Betriebe sind durch einen amtlichen Tierarzt zu 
überwachen; der amtliche Tierarzt muß rechtzeitig 
benachrichtigt werden, bevor Fleisch, das für die Bun¬ 
desrepublik Deutschland bestimmt ist, gewonnen, zer¬ 
legt, verarbeitet oder gelagert wird. 
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2. Der Ih’i ri<J)sl(!ik'r oder s(dn St.el I verlreter müssen dafür 
sorgen, dal) füru' [iborwachiing ohne woitores möglich 
isl und d(‘m ruTärzUichon llnkyrsuchungsdiensL die 
not wendigen Einriehl iingen zur Verfügung sieben. Vor 
allem jnüssen si(‘ jcder/eü, dem mit der Überwachung 
bcauflragkm amlliclum Tierarzl, die Iferkunft des in 
ihren Belrieb vcubrachk'n Fleisches nacbweisen kön¬ 
nen und ihm j(Hi('rzeil freien Zugang zu allen Lager- 
und Belriebsräiimen geslalten. 

3. Die Überwachung durch d(m amUichen Tlerar/t um¬ 
faßt insbesondein^ folgende Aufgaben: 

a) Überwachung des Eingangs- und Ausgangsver¬ 
zeichnisses für Fleiscl. 1 , 

b) Untersuchung des für die Bundesrepublik Deulsch- 
land beslimmkm Fleisches, 


c) Untersuchung des Fleisches, das für die Bundes¬ 
republik Deutschland bestimmt ist, vor der Zer¬ 
legung und beim Ausgang aus dem Betrieb, 

(1) Überwachung der Kennzeichnung und Ausstellung 
der Bescheir>igünyen, mit denen die Untersuchung 
des Fleisches bestätigt wird, 

e) Entnahme aller Proben zur Untersuchung im 
Laboratorium, insbesondere für bakteriologische 
Untersuchungen im Rahmen der fleisch- und bc- 
triebshygienischen Überwachung und für Rück¬ 
standsuntersuchungen, 

f) Eintragung der Ergebnisse aller Untersuchungen 
im Laboratorium in ein besonderes Verzeichnis, 

g) Überwachung der Einhaltung der Ilygienovorschrif- 
ten nach dieser Verordnung. 
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Anlage 2 

(zu § 4) 

Urschrift/Duplikat 

Muster 1 


Genuß taug lichkeitsbescheinigung für frisches Fleisch^) 
nach § 4 der Mindestanforderungen-Verordnung 


Nr. 


Versündldnd .... 

Zn ständig OS Minislt^riuin .. 

Aussto!lende B(diörde .. 

I. Angaben y.ur Identili/.iei nng (les Fleisches: 

Fleisch von .... .... 

(Tiergattung) 

Art der Teile ...... 

Art der Vcirpaeknng ..... 

Zahl der Teile oder Pack stücke ... 

Nettogewichl......... 

II. Uerkiinll dos Fleisches: 

Ans(hrift{en) und Voterinärkontro]lnuinmer(n) des (der) zugelassenen Schlachtbetriebe(s) 


AnschritI(on) und Vcrterinäikontrollnummer(n) des (der) zugelassenen Zerlegungsbetriebe(s) 


111. Bestimmung des Fleisches: 

Das Fleisch wird versandt von . 

nach 

m i t 1 o I ge n d c' n i B vAö rd o r 1111 g s jti i ttel ‘^) 
Name und An schritt des Versenders 
, Name und Anschrift dc's Fmpfängers 


(Versandort) 


(Bestimmungsort und -land) 


IV. Besch ein i g u n g 

De r U n l e r/, e i ch n e t e b es ch einig t f o 1 g en d es: 

a) . das vorstcltond bezeichnetc Fleisch'*), 

das an der Verpackung des vorstehend bezeichneten Fleisches angebrachte Etikett“*) 
ist (sind) *) mit einem Stempelabdruck versehen, aus dem ersichtlich ist, daß das Fleisch nur von 
Tieren stammt, die in zu gelassenen Schlachthöfen im Hinblick auf die Ausfuhr nach dem Bestim¬ 
mungsland g es ch lach toi worden sind; 

b) das Fleisch ist aut Grund einer nach den Vorschriften des Bestimmungslandes diirchgeführten tier- 
är/tlichen lJritersuc:hung als tauglich zum Genuß für Menschen befunden worden; 

c) das Fleisch ist in einem zngelassenen Zerlegungsbetrieb zerlegt worden^): 

d) das Fleisch ist ist nicht ’) auf Trichinen untersucht worden; 

e) die Bolördernngsmittol und die für das frische Fleisch dieser Sendung geltenden Ladebedingungen 
entsprc'chcm eiern für den Versand nach dem Bestimmungsland vorgesehenen hygienischen Anforde¬ 
rungen. 


Ausgefertigt in 


am 


(Unterschrift des amtlichen Tierarztes) 


1) Fristhes Fhnsc.i> von | (tiusLieren, soweit sie Saugetiere sind, und von IlarirwiJd, das in Herden oder auf andere Weise unter 
der Obluil des Meiisciien gehnllen wird (§ 12 a Ahs. 1 des Fleischbeschaugesetzes) 

-) rakuHativ 

:5) Bei Versand mil: Eisenbiilui- oder Lastwagen sind die jeweiligen Kennzeichen oder Nummern, bei Versand mit einem Flugzeug 
ist die Flugmiuimei, bei Vets.uid mit Schiffen, der Name des Schiffes einzutragen 
t) Nidil/til relioiKles sl i eichen 
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Urschrift/Duplikat 


Muster 2 

Genußtaiiglichkeitsbescheinigung für Wildbret 
nach § 4 der Mindestanforderungen^Verordnung 

Nr. 


Vorsandiand ......... 

Zustandiycs Ministovrium. .. ....- 

Aiisslellcndo:! ßcdiördo .......... 

I. Angaben /.ur Idi'nlili/icning des Wildbrets: 

Fleisch von .... 

(Tierart oder Tiergattung) 

Art der Teile . . ....,..... 

Art der Verj)ackung ....... 

Zahl der Teile oder Paekslütkc ........ 

Nellogewidi! . . Kennzeichen der Sendung . ... .. 

IJ. Herkuntl des Fleisches; 

Anschrillfen) und Vetei inärkontrol]nummer(n) des (der) zugelassenen Wildexportbetriebes (-betriebe) 


UI. Bestimmung des Fleisches: 

Das Fleisch wird versandt von 

nach . 

mit lolgendem Belörderungsmiltel 
Name und Anschrift des Absenders 
Name und Anschrift dos Empfängers 


(Versandort) 


(Bestimmungsort und -land) 


IV. Bescheinigung 

Der Unterzeichnete bescheinigt folgendes; 

a) •— das vorstehend bezeichnete Fleisch *), 

- das an der Verpackung des vorstehend bezeichneten Fleisches angebrachte Etikett^) 
ist (sind) ') mit eimnn Stempel ab druck versehen, aus dem ersichtlich ist, daß das Fieisdr nur von 
Tieren slamnil, die in zu gelassenen Wildexportbetrieben im Hinblick auf die Ausfuhr nach dem 
BesUmnuingsland gesammelt worden sind; 

b) das Fleisch ist auf Grund einer nach den Vorschriften des Bestimmungslandes durchgeführten tier¬ 
ärztlichen Untersuchung als tauglich zum Genuß für Menschen befunden worden; 

c) das Eleisch ist in einem zugelassenen Wildexportbetrieb zerlegt worden'^); 

d) das Elejsch ist. ist ni<:h t - ) auf Trichinen untersucht worden; 

e) die Beförclerungsmittel und die für das frische Fleisch dieser Sendung geltenden Ladebedingungen 
entsprechen den für den Versand nach dem Bestimmungsland vorgesehenen hygienischen Anforde¬ 
rungen. 


Ausgefertigt in 


am 


(Unlerschrift dos amtlichen Tierarztes) 


<) Wildbret nach § \2 <\ Abs. 2 des ricMsdibt'sdiaugesetze.s 
-) Pcikultati V 

•<) Bei Versand mit. Eiserduihn- üd('t Lttslwagoti sind die jeweiligeii Kenn Zeichen oder Nummern, bei Versand mit einem Flugzeug 
ist die Flug Dummer, bei Vers.uul mit Schi M cur der Name des Schiffes ein zu fragen 
h Nichlziilroffeiidc'.s .sf reichen 
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Urschrift/Duplikat ’) 

Muster 3 

GenulUauglichkeitsbescheinigung für zubereitetes Fleisch^) 
nach § 4 der Mindestanforderungen-Verordnung 

Nr.. . -T} 


Versa j)dl and . 

Znständicjc's Mifnsloi iuin 
A n s s 1 e ] 1 e n d e B (' IH ■) r ( I e . 

I. Angaben zur IdenLilizier ung des Tleisdie.s; 

Art des (deiseiies . 

I iergeslellt aiis Fleisdi von 

Art dcM' Verpackung 
Zdlil der Pack stücke 

Nettogc w icid . 

Laufende Nummer d(M- Pa(ks(ücke 

11. Herkunft (ies Fleisches: 

Anschrift(cm) und VeteririarkonLrc)linuinnier(n) des (der) zugelassenen Verarbeitungsbetriebes (-betriebe) 


(Tioiart oder Tiergattimg) 


Kennzeichen der Sendung 


II1. Bestnnrmiiig des Fleisches: 

Das Fleisch wird versandt von . 

nach. 

mit folgondcrrn Beförderungsiniltel '^) 
Name und Anschrilt des Absenders 
Name und Anschiiit des Empfängers 


(Versandort) 


(Bestimmimnsort und -land) 


IV. Bescheinigung 

Der unter/eidinete and liehe Tier.ar/t bescheinigt bezüglich des vorstehend bezeichneten zubereiteten 
Fleisches, daß 

1. die ExportschIachi Ijcd.i'iobe ’}, 
die Wiklexportbcdric-'be '9, 

die Export/ej legnngsbetriebe g, 

die außerhalb diesen- Betriebe geüeejenen Kühl- und Gefrierhäuser'*), 
d i e E X p o r I v e r a r b en!. u n g s 1) e t j i e b e, 

in denen das F!eise:h gewonnen, zerlegt, gelagert, verarbeitet oder sonst behandelt worden isU*), von der 
obersten Vetcrinärbehörde des oben bezeichneten Versandlandes zum Export in die Bundesrepublik 
Deutsehland zngedasse'n sind und laufend überwacht werden; 

2. die Tiere und das Fleisch der vorejeschriebenen amtlichen tierärztlichen Untersuchung unterzogen 
worden sind und das Fleisch als tauglich zum Genuß für Menschen erklärt worden ist; 

3. das Fleisch nicht unter Verwendung von Fleisch, dessen Einfuhr nach § 12 des Fleischbeschaugesetzes 
verboten ist, hergestellt worden ist; 

4. das Fleisch eine einheitliche Warenart darstellt, die aus ein und demselben Herstc^llungsgang stammt 
und äußerlich nach Art, Zurichtung, Verpackung und Kennzeichnung gleichartig ist. 


(Ol l. mul 0<ilui!ii) 


(Dionstsiojiol) 


(inntlk'bcr Tierarzt) 


5) ■/ul >01 eile tos Kieisch nudi §12(; Abs. 1 des Fleischbesdiaiigesctzes 
2} rukultativ 

•b bei VeiSdiid n>ii; lüseubitljn- o(!(M‘ Lust wagen sind die jew'eiligeu Kenuzeidien oder Nummern, bei Vc'isand mit einem Tlugzcug 
ist die {'ii!fjnmt)in<-i, bei Versand iiiil Scliilicii der Name des Sc'nitles einzutragen 
1) Nic;bi./.u treffen dos ?;tr(;jdi('n 
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Verordnung 

zur Aufhebung der Wildfleisch-Verordnung 
Vom 11. November 1974 

Auf Grund des § 5 Nr. 1 und 4 des Lebensmittel- 
gesctzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
17. Januar 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 17), zuletzt ge¬ 
ändert durch das Gesetz zur Gesamtreform des 
Lebensmittelrechts vom 15. August 1974 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1945), in Verbindung mit Artikel 129 
Abs. 1 des Grundgesetzes wird mit Zustimmung des 
Bundesrates verordnet: 

Artikel 1 

Die Wildfleisch-Verordnung vom 18. April 1964 
(ßundesgesetzbl. I S. 284) wird aufgehoben. 

Artikel 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4, Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit Artikel 8 des Ge¬ 
setzes zur Änderung und Ergänzung des Lebens¬ 
mittelgesetzes vom 21. Dezember 1958 (Bundesge- 
setzbl. I S. 950), zuletzt geändert durch das Gesetz 
zur Gesamtreform des Lebensmittelrechts, auch im 
Land Berlin. 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1975 in Kraft. 


Bonn, den 11. November 1974 


Der Bundes minister 
für Jugend, Familie und Gesundheit 
Katharina Focke 


Der Bundesminister 

für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
ln Vertretung 
Rohr 
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Zweite Durchführungsverordnung 
/ur Betriebsordnung für Luftfahrtgerät 

(Flug-, Flugdienst- und Ruhezeiten von Besatzungsmitgliedern in Luftfahrtunternehmen 
und außerhalb von Luftfahrtunternehmen bei berufsmäßiger Betätigung 
sowie Dienst- und Ruhezeiten von Flugdienstberatern) 

(2. DVLuftBO) 

Vom 12. November 1974 


Auf Grund des § 56 der Betriebsordnung für Luft¬ 
fahrtgerät vom 4. März 1970 (Bundesgesetzbl. I 
S. 262) wird verordnet: 

§ 1 

Geltungsbereich 

(1) Luftfahrtunternehmer (im folgenden Unterneh¬ 
mer genannt) haben für die Mitglieder der Besat¬ 
zung höchslzulässige Flugzeiten und Flugdienstzei¬ 
ten sowie angemessene Ruhezeiten festzulegen, die 
den Vorschriften dieser Verordnung entsprechen 
müssen und der Anerkennung durch die für die Auf¬ 
sicht über das Luftfahrtunternehmen zuständige Be¬ 
hörde (Aufsichtsbehörde) bedürfen. 

(2) Luftfahrtunternehmer haben für Flugdienstbe¬ 
rater höchstzulässige Dienstzeiten sowie angemesse¬ 
ne Ruhezeiten nach der Arbeitszeitordnung (AZO) in 
der jeweils gellenden Fassung testzulegen. 

(3) Für Llcdter von Luftfahrzeugen, die berufs¬ 
mäßig tätige Luftfahrzeugführer beschäftigen, gelten 
die Vorschriften dieser Verordnung mit Ausnahme 
des Absatzes 2 entsprechend, 

§2 

Flugzeit 

(1) Flugzeit ist die gesamte Zeit von deni Zeit¬ 
punkt an, zu dem ein Luftfahrzeug mit eigener oder 
fremder Kraft zum Start abrollt, bis zu dem Zeit¬ 
punkt, zu dem es am Lude des Fluges zum Stillstand 
kommt (Blockzeit). Die Aufsichtsbehörde kann für den 
Betrieb von Luftfahrzeugen bis zu einem zugelasse¬ 
nen Höchstgewicht von 2 000 kg bestimmen, daß die 
Zeit vom Abbeben eines Luftfahrzeuges {Abflugzeit) 
bis zum Auf setzen nach dem Fluge (Landezeit) als 
Flugzeit gilt. 

(2) Die Flugzeiten nach Absatz 1 jedes Besatzungs- 
mitgliedes dürfen 1 000 Stunden während eines Ka¬ 
lenderjahres nicht überschreiten. 

§3 

Flugdienstzeit 

(1) Die Fiugdienstzeit umfaßt 

1. die Zeiten für Vorarbeiten vom angeordneten 

Antritt des Flugdienstes bis zum Beginn der Flug¬ 
zeit, mindestens jedoch eine halbe Stunde, 

2. die Flugzeit, 

3. mindestens 15 Minuten für Abschlußarbeiten 

nach dem Ende der Flugzeit, 


4. die auf Anordnung im Flugübungsgerät verbrach¬ 
te Zeit einschließlich der Zeiten für Vor- und Ab- 
schiußarbeiten nach den Nummern 1 und 3, 

5. die Zeit, die nach § 4 Abs. 2, § 5 Abs. 2 und § 12 
Abs. 3 Satz 2 als Flugdienstzeit anzurechnen ist. 

(2) überschreiten die tatsächlichen Zeiten die bei 
der Planung des Flugdienstes eingesetzten Zeiten, 
so sind die tatsächlichen Zeiten zur Ermittlung der 
Flugdienstzeit in Ansatz zu bringen. 

(3) Wird der geplante Beginn der Flugdienstzeit 
kurzfristig neu festgesetzt, gilt der geänderte Zeit¬ 
punkt als geplanter Beginn der Flugdienstzeit, wenn 
das Besatzungsmitglied rechtzeitig vor Antritt des 
zunächst geplanten Flugdienstes von der Änderung 
in Kenntnis gesetzt wurde. 

§4 

Beförderungszeit 

(Dead-Head-Zeit) 

(1) Die Beförderungszeit (Dead-Head-Zeit) ist eine 
Zeit, die ein Besatzungsmitglied auf Anordnung des 
Unternehmers ohne eigene Dienstleistung an Bord 
eines Luftfahrzeuges verbringt, um zum Antritt eines 
Flugdienstes an einem anderen als dem Flugplatz, 
an dem der vorhergehende Flugdienst beendet wur¬ 
de, befördert zu werden. Das gleiche gilt für die ent¬ 
sprechende Beförderung mit einem anderen Ver¬ 
kehrsmittel. 

(2) Beförderungszeit ist bis zu 4 Stunden zur 
Flälfte, die darüberhinausgehende Beförderungszeit 
voll als Flugdienstzeit anzurechnen, wenn zwischen 
Beförderung und Flugdienst keine Ruhezeit nach § 9 
gewährt wurde. Beförderungszeit nach Satz 1, wäh¬ 
rend der ein Besatzimgsmitglied ein Fahrzeug selbst 
steuert, ist voll als Flugdienstzeit anzurechnen. Der 
Beförderungszeit sind die geplanten Abflug- und tat¬ 
sächlichen Ankunftszeiten zugrunde zu legen. § 3 
Abs. 3 gilt entsprechend. Zeiten für eine Beförderung 
im Schlafwagen oder einer vergleichbaren Beförde¬ 
rung mit einem anderen Bodenverkehrsmittel sind 
nicht als Flugdienstzeit anzurechnen. 

§5 

Bereitschaftszeit 

(1) Die Bereitschaftszeit ist eine Zeit, in der sich 
ein Besatzungsmitglied auf Anordnung des Unter¬ 
nehmers zum Flugdienst bereithält. 

(2) Bereitschaftszeit ist als Flugdienstzeit anzu¬ 
rechnen, wenn Bereitschaftszeit und Flugdienstzeit 
nicht durch eine Ruhezeit nach § 9 unterbrochen 
werden und 
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1. dem Besdl/uagsmitglied wälirend der Bereit¬ 
schal tszeit kein ruhiger Raum mit Schlafgelegen¬ 
heit zur Verfügung steht, 

2. dem Besatzungsmitglied während der Bereit- 
schaftszeit ein ruhiger Raum mit Schlafgelegen¬ 
heit zur Verfügung steht, die Bereitschaftszeit 
jedoch weniger als 2 Stunden beträgt, es sei 
denn, die Bereitschaftszeit wird im Anschluß an 
eine Ruhezeit abgeleistet. 

§6 

Ruhezeit 

(1) Ruhezeit ist eine zusammenhängende Zeit von 
mindestens 10 Stunden, während der ein Besatzungs- 
milglied von Dienslleisliingen jeglicher Art befreit 
ist. Bereitschaffszeit, in der das Besatzungsmitglied 
in der eigenen Wohnung oder einer entsprechenden 
Unterkunft Gelegenheit zur Bettruhe hat, kann vom 
Unternehmer als Ruhezeit angerechnet werden. 

(2) Beförderungszeit nach § 4 Abs. 2 ist keine 
Ruhezeit. 

§7 

Führung von Aufzeichnungen 

(1) Der Unternehmer hat fortlaufende Aufzeich¬ 
nungen der Flugdienst- und Ruhezeiten der Besat¬ 
zungsmitglieder in übersichtlicher und prüfbarer 
Form zu führen. Die Aufzeichnungen sind minde¬ 
stens 2 Jahre lang aufzubewahren. Fortlaufende 
Aufzeichnungen über andere Zeiten als Flugdienst- 
und Ruhezeiten können als Aufzeichnungen nach 
Satz 1 zugelassen werden, wenn anhand der darin 
aufgeführten Zeiten eine Prüfung der nach dieser 
Verordnung zulässigen Flugdienst- und Ruhezeiten 
möglich ist. Die Aufsichtsbehörde kann auf die 
Aufzeichnung von Ruhezeiten verzichten, wenn sich 
aus den fortlaufenden Aufzeichnungen der Flug¬ 
dienstzeiten und dem nachweislichen Fehlen jeg¬ 
licher anderer Dienstleistungen außer Flugdienst die 
Ruhezeiten zweifelsfrei ergeben. 

(2) Überschreitungen der nach dieser Verordnung 
zulässigen Zeiten sind deutlich zu kennzeichnen 
oder gesondert anzugeben. 

(3) Für den Fall, daß ein Besatzungsmitglied von 
mehreren Unternehmern beschäftigt wird, haben 
diese einen Unternehmer für die Aufzeichnung sämt¬ 
licher Zeiten zu bestimmen. Die Aufsichtsbehörde 
kann einen Unternehmer dazu bestimmen. 

§8 

Flugdienstzeiten der Besatzungsmitglieder 

(1) Die uneingeschränkte Flugdienstzeit jedes Be¬ 
satzungsmitgliedes zwischen zwei Ruhezeiten be¬ 
trägt 10 Stunden. Innerhalb 7 aufeinanderfolgender 
Tage ist eine viermalige Verlängerung der Flug¬ 
dienstzeit nach Satz 1 bis zu 4 Stunden zulässig, wo¬ 
bei die Summe der Verlängerungen innerhalb je¬ 
weils 7 aufeinanderfolgender Tage 8 Stunden nicht 
überschreiten darf. Der Zeitraum von 7 aufeinander¬ 
folgenden Tagen beginnt jeweils um 00.00 Uhr 


Mittlere Grecnwich-Zeit (MGZ) des ersten und en¬ 
det um 24.00 Uhr MGZ des siebten Tages. Bei einem 
Luftfahrzeugführer, der während der Flugdienstzeit 
nach Satz 1 ganz oder teilweise ohne Unterstützung 
durch ein weiteres Flugbesatzungsmitglied als Luft¬ 
fahrzeugführer tätig wird, finden die Sätze 2 und 3 
keine Anwendung. 

(2) Bei Flugbesalzungsmitgliedern verringert sich 
die nach Absatz 1 hochstzulässige Zeitverlängerung 
von 4 Stunden 

1. um 1 Stunde, wenn der Flugdienst mehr als 2, 
jedoch weniger als 4 Stunden, 

2. um 2 Stunden, wenn der Flugdienst 4 oder mehr 
Stunden zwischen 01.00 Uhr und 07.00 Uhr Orts¬ 
zeit dos Startflugplatzes (Winterzeit) ausgeübt 
wird. 

(3) Eine nach Absatz 2 verringerte Zeitverlänge¬ 
rung ist 

1. bei mehr als 3, jedoch weniger als 6 Landungen 
um eine weitere Stunde, 

2. bei mehr als 5 Landungen um weitere 2 Stunden 
zu kürzen. 

(4) Bei einer Verstärkung der vorgeschriebenen 
Mindestflugbesatzung und bei Vorhandensein einer 
Schlafgelegenheit in einem von dem Führerraum 
und der Kabine abgetrennten Raum kann die Auf¬ 
sichtsbehörde auf schriftlichen Antrag eine zwei¬ 
malige Verlängerung der Flugdienstzeit nach Ab¬ 
satz 1 Satz i bis zu 8 Stunden innerhalb 7 aufein¬ 
anderfolgender Tage zulassen. Die mit der Führung 
und Bedienung des Luftfahrzeuges verbrachte Zeit 
jedes Flugbesatzungsmitgliedes darf hierbei 12 Stun¬ 
den nicht überschreiten. Im übrigen gilt § 12 Abs. 3 
entsprechend. 

(5) Die Flugdienstzeiten dürfen innerhalb 30 auf¬ 
einanderfolgender Tage 210 Stunden, innerhalb eines 
Kalenderjahres 1800 Stunden nicht überschreiten. 

§9 

Ruhezeiten der Besatzungsmitglieder 

(1) Innerhalb einer 24-Stunden-Periode ist jedem 
Besatzungsmitglied eine Ruhezeit von mindestens 
10 Stunden zu gewähren. Eine 24-Stunden-Periode 
beginnt zu dem Zeitpunkt, an dem eine Ruhezeit 
endet. Die Ruhezeit ist bei einer nach § 8 Abs. 4, 
§ 10 oder § 12 Abs. 1 verlängerten Flugdienstzeit 
von mehr als 14 Stunden unmittelbar nach Beendi¬ 
gung des Flugdienstes zu gewähren, jedoch ist eine 
Beförderung des Besatzungsmitgliedes zum Einsatz¬ 
ort an seinen dienstlichen Wohnsitz ohne Anrech¬ 
nung auf die Ruhezeit zulässig. 

(2) Die Mindestruhezeit ist nach einem nach § 8 
Abs. 1 Satz 2, § 8 Abs. 4, § 10 oder § 12 Abs. 1 ver¬ 
längerten Flugdienst von mehr als 11 Stunden auf 
12 Stunden und von mehr als 12 Stunden auf 
14 Stunden zu erhöhen. 

(3) Jedem Besatzungsmitglied ist eine zusammen¬ 
hängende Ruhezeit von 36 Stunden so zu gewähren, 
daß eine solche Ruhezeit mindestens einmal inner¬ 
halb jeweils 7 aufeinanderfolgender Tage beginnt. 
§ 8 Abs. 1 Satz 3 gilt entsprechend. 
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(4) Besteht zwischom dein Ort des Antritts des 
Flugdienstes und der Beendigung des Flugdienstes 
(Einsatzorte) ein Zeitzonen unter schied von 4 oder 
mehr Zeitzonen, ist die Mindestruhezeit auf 14 Stun¬ 
den zu erhöhen. Nach Rückkcdn zum dienstlichen 
Wohnsitz nach einem oder mehreren Flugdiensten 
nach Satz 1 ist die Mindeslruhe/.eit nach Maßgabe 
der Sätze 3 und 4 zu erhöhen. Die Erhöhung errech¬ 
net sich aus dem Ze i t/o nen u n tersch ied, der zw iseben 
dem dienstlichen Wohnsitz und dem Einsatzort mit 
dem größten Zeitzoneniintersc:hied zum dienstlichen 
Wohnsitz besteht, multipliziert mit der Zahl 8. Ein 
Zeitzonenunterschied von mehr als 12 Zeitzonen 
ist nicht zu berücksichtigen. Für die Ermittlung des 
Zeitzonenunterschiedes ist die Winterzeit der je¬ 
weiligen Einsatzorte zugrunde zu legen. Die Sätze 2 
bis 5 gelten nach einer Rückkehr zum dienstlichen 
Wohnsitz als nicht diensttuendes Besatzungsmit¬ 
glied entsprechend. 

(5) Der Unternehmer hat an den Orten außerhalb 
des dienstlichen Wohnsilzes der ßesatzungsmitglie- 
der, an denen den Besatzungsmitgliedern eine Ruhe¬ 
zeit zu gewähren ist, für die Bereitstellung ruhiger 
Räume mit Schlalgek^genheit zu sorgen. 

(6) Der Unternehmer hat die Besatzungsinitglieder 
schriftlich anzuweisen, während der Ruhezeit Tätig¬ 
keiten zu unterlassen, die dem Zweck der Ruhezeit 
entgegenstehen. 

§ 10 

Unvorhersehbare Zeitüberschreitungen, 
Verkürzung von Ruhezeiten 

Wird aus unvorhersehbaren Gründen eine Über¬ 
schreitung der höchstzulässigen Flugdienstzeiten 
notwendig, entscheidet der verantwortliche Luft¬ 
fahrzeugführer unter Abwagiing aller Umstände und 
nach Anhörung der botroffenen Besatzungsmitglie¬ 
der über die Durchführung des Fluges, Die abseh¬ 
bare Zeitüberschreitung darf nicht mehr als 2 Stun¬ 
den, die gesamte Flugdienstzeit höchstens 16 Stun¬ 
den betragen. SeVtz 1 gilt für eine Verkürzung der 
Ruhezeit entsprechend, wenn dies zur Einhaltung 
des nächsten geplanten Beginns der Flugdienstzeit 
erforderlich ist. Die Ruhezeit darf höchstens um 
2 Stunden verkürzt werden. Die Mindestruhezeit 
nach § 9 Abs. t Satz 1 bleibt unberührt. Nach einer 
Zeitüberschreitung nach Satz 2 von mehr als 1 Stun¬ 
de hat der Unternehmer der Aufsichtsbehörde dies 
unverzüglich schriftlich anzuzeigen. Der verantwort¬ 
liche Luftfahrzeugführer hat die Gründe für die 
Zeitüberschreitung schriftlich auf zuzeichnen. Die 
Aufzeichnungen sind vom Unternehmer mindestens 
2 Jahre lang auf zu bewahren. 

§ 11 

Vorzeitige Beendigung des Flugdienstes 

Ist auf Grund besonderer Umstände bei der Flug¬ 
besatzung eine vorzeitige Ermüdung in einem Maße 
eingetreten, die nach Anhörung der betroffenen 
Flugbesatzungsmitgiiedcr Zweifel an der weiteren 
sicheren Flugdurchführung rechtfertigt, hat der ver¬ 
antwortliche Luftfahrzeugführer für eine vorzeitige 
Beendigung des Flugdienstes der Flugbesatzung zu 
sorgen. 


§ 12 

Regelungen in besonderen Fällen 

(1) Die Aufsichtsbehörde kann auf schriftlichen 
Antrag Abweichungen von den Vorschriften der 
§§ 8 und 9 zulassen, wenn triftige Gründe für die 
Verlängerung der Flugdienstzeit oder für die Ver¬ 
kürzung der Ruhezeit vorliegen. Die höchstzulässi¬ 
gen Flugdienstzeiten können höchstens um 2 Stun¬ 
den verlängert werden. Die Mindestruhezeiten kön¬ 
nen höchstens um 2 Stunden verkürzt werden. 

(2) Triftige Gründe für die Verlängerung der Flug- 
dienstzeit oder für die Verkürzung der Ruhezeit 
können insbesondere sein 

1. ündurchführbarkeit eines Fluges auf Grund der 
vorgeschriebenen Flugdienst- und Ruhezeiten 
und mangels geeigneter Flugplätze für Zwischen¬ 
landungen, 

2. nachteilige Auswirkungen auf die Gesaratbela- 
stung der Flugbesatzungsmitglieder bei Einhal¬ 
tung der vorgeschriebenen Flugdienst- und Ruhe¬ 
zeiten, 

3. unverhältnismäßig hoher Mehraufwand für be¬ 
stimmte Flüge bei Einhaltung der vorgeschriebe¬ 
nen Flugdienst- und Ruhezeiten. 

(3) Verlängerungen der Flugdienstzeiten oder Ver¬ 
kürzungen der Ruhezeiten nach Absatz 1 sind nur 
zulässig, wenn die erhöhte Belastung der Flugbesat¬ 
zung ausgeglichen wird und eine Gefahr für die 
Sicherheit des Luftverkehrs ausgeschlossen ist. Be¬ 
förderungszeit nach § 4 Abs. 2 ist in diesen Fällen 
voll anzurechnen. Bei Prüfung des Antrages werden 
berücksichtigt 

1. der Ausrüstungsstand der verwendeten Luftfahr¬ 
zeuge, 

2. die Zusammensetzung der Flugbesatzung und de¬ 
ren Flug-, Strecken- und Luftfahrzeugmuster¬ 
erfahrung, 

3. die Anzahl von Zwischenlandungen, 

4. sonstige die Belastung der Flugbesatzung beein¬ 
flussende Faktoren. 

(4) Die Aufsichtsbehörde kann für Flüge zum 
Zwecke der Forschung, für Arbeits- und Wettbe¬ 
werbsflüge Ausnahmen von den Vorschriften dieser 
Verordnung zulassen,.wenn 

1. bei Einhaltung der Vorschriften der Zweck der 
Forschungs-, Arbeits- oder Wettbewerbsflüge ge¬ 
fährdet ist, 

2. die Ausnahmen auf Flüge ohne die Beförderung 
von Personen, bei Arbeits- und Wettbewerbsflü¬ 
gen zusätzlich auf Flüge nach Sichtflugregeln 
beschränkt bleiben, 

3. eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung ausgeschlossen ist, 

(5) Die Ausnahmen können im Einzelfall oder all¬ 
gemein zugelassen, mit Auflagen verbunden und 
befristet werden. 

(6) Treten besondere Belastungen auf insbeson¬ 
dere wegen 

1. des Ausrüstungsstandes oder der Betriebseigen¬ 
schaften der verwendeten Luftfahrzeuge, 
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2. des Einsdl./.os von riugbescil.zungsinilgliedern mit 
geringer Fing-, Strecken- oder Luftfahrzeug¬ 
in US I e r e r f a h ru n g, 

3. erschwerter r'li.igdurc:hfühiung insbesondere auf 
Strecken mil rcdiltniden odei* unzureichenden Na- 
vigationshi 1 f<.m, hoher Luftvn'rkehrsdichle oder 
h ä u f i g e m S c h 1 o c h t w (‘ 11(; r, 

4. der Verwendung nouier lajf 1 lahrzcntginusier, 

5. der Anzalil von ZwisclumlandungcMi, 

kann die Aufsictd.sbeJiöj(i(‘ itn Rahmcrn. der Anerken¬ 
nung der vom Unterncthimn I(rs1/u]egenden höchst- 
zulässigen Flugdienst/eiten und angemessenen 
Ruhezeiten g(n jngere Fiugdienslzeiten oder längere 
Ruhezeiten für die Flugbesatzungsmitglieder fest- 
legen, soweit dies aus Gründ(ui der Sicherheit des 
Luftverkehrs erforderlidi ist. 


§ 13 

Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinm^ des § 58 Abs. 1 Nr. 10 
des Luftverkehrsgesetzes handeil, w(u* vorsätzlich 
oder fahrlässig 

1. als Luftfdhrtunternehmer oder lialter von Luft¬ 
fahrzeugen im Sinne des § 1 Abs. 3 dieser Ver¬ 
ordnung entgegen 

a) § 7 Abs. 1 fortlaufend^^ Aufzeichnungen in 
übersichtlicher und prüfbarer Form nicht 
führt; 

b) § 7 Abs. 1 Satz 2 oder § 10 Aufzeichnungen 
nicht mindestens 2 Jahre lang aufbewahrt; 

c) § 7 Abs. 2 Überschreitungen nicht deutlich 
kennzeichnet oder nicht gesondert angibt; 


d) § 7 Abs. 3 Satz 1 einen Luftfahrtunternehmer 
nicht bestimmt; 

e) § 9 Abs. 5 Ruheräume mit Schlafgelegenheit 
nicht bereitstellt; 

f) § 9 Abs. 6 schriftliche Anweisungen nicht er¬ 
teilt; 

g) § 10 Satz 5 Zeitüberschreitungen nicht unver¬ 
züglich schriftlich anzeigt; 

2. als Luftfahrtunternehmer, Halter von Luftfahrzeu¬ 
gen im Sinne des § 1 Abs. 3 dieser Verordnung 
oder Besatzungsmitglied entgegen 

a) § 2 Abs. 2 höchstzulässige Flugzeiten; 

b) § 8, § 10 oder § 12 höchstzulässige Flugdienst- 
zeiten; 

c) § 9, § 10 oder § 12 vorgeschriebene Ruhezeiten 
nicht einhält; 

3, als verantwortlicher Luftfahrzeugführer entgegen 
§ 10 Satz 6 die Gründe für eine Zeitüberschrei¬ 
tung nicht schriftlich auf zeichnet. 

§ 14 

Berlin-Klausel 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt 1 S. 1) in Verbindung mit Artikel 3 des Geset¬ 
zes zur Änderung des Luftverkehrsgesetzes (6. Än¬ 
derung) vom 25. Juli 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 529) 
auch im Land Berlin. Die Beschränkungen der Luft¬ 
hoheit im Land Berlin bleiben unberührt. 

§ 15 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1975 in Kraft. 


Braun schweig, den 12, November 1974 

Der D i r (i k t o ]■ des L u f t f a h r t - B u n d e s a m t e s 
K ö s s 1 e r 
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